
8*}t!fweil : btt fämtNchen postanstalten
'/«jährlich Mk 1 20. Btt freier Bestellung

ins Haus tritt die Postgebühr hinzu.
Erscheint2mal wöchentlich

Dienstag», vonnerstags , Samstags.
Redakteur: Guido Beidler  in Biebrich.

NaffattischesLagdlatt . - Nassauische Zeitung. — Naffauifcher Seneralanzeiger . - Nassauische Ntuefte Nachrichten.

Wiesbadener Vorort-Knzeiger.
«liA , MwlWMli« für Bit6®!t».Bit SonBötieinBtn Bts EonBlttilts BtaBaBen.

Anzeigenpreis: f. d. 6gtjpalt LolonelzeNe
ob.öcrtn Raum 15 Psg.,N«»iamezeile SU Plg.
Redaktion » Expedition: Biebrich a. Rh^

Ralhaurstrage Ic>. Telephon Nr. 41.
Notalions.Druck u. Verlag : Guido Seidl«
vorm,hofmann' jche Buchdruckerei, Biebrich.

Der Landkreis Wiesbaden umfaßt di« Stüdt. Biebrich und Hochheim und die LandgemeindenRuringen. Bierstadt. Breckenheim. Velkenheim, viedenbergen. voyheim Eddersheim. Lrbenheim.
§Lür«heim» Zrauenjtrirr, Georgenborn, hetzloch, Igstadt , Moppenheim, Massenheim, Medenbach, Naurod, Nordenjtadt, Namdach, Schierstem, Lonnenberg, wallau , weübach, wlcker, wudjachjeir.

M 141. Dienstag , den 26 November 1918 PoltUtottkksnto
frsnhtail (HUln ) Qr. | 0tU. 18 Jahrgang.

Amtlicher Teil.
Nr. 5SS.

Bekanntmachung.
Die Inhaber der bis zum 13. November 1918 ausgestellten

Lergütungsanerkenntniffe über gemäß Ziffer 1—2 des Kriegs-
lelstungsgefetzesvom 13. Juni 1873 in den Monaten Juli 1916,
Juni—Dezember 1917, Januar —Mai 1918, August 1918 gewährte
Kriegsleistungen im Regierungsbezirk Wiesbaden werden hiermit
aufgefordert, die Vergütungen bei der Regierungshaupikaffe bezw.
den zuständigen Kreiskassen gegen Rückgabe der Anerkenntnisse in
Empfang zu nehmen.

Es kommen die Vergütungen für Naturalquartiere , Natural¬
verpflegung. Stallung und Futter in Betracht. Den in Frage
kommenden Gemeinden wird von hier aus noch besonders mitgeteilt,
welche Vergütungsanerkenntnisse in Frage kommen und wieviel die
Zinsen betragen.

Auf den Anerkenntnissen ist über Betrag und Zinsen zu
quittieren. Die Quittungen müssen auf die Reichshauptkasselauten.

Der Zinsenlauf hört mit Ende dieses Monats auf . Die Zah¬
lung erfolgt gültig an die Inhaber der Anerkenntnisse gegen deren
Rückgabe. Zu einer Prüfung der Legitimation der Inhaber ist die
zahlende Kasse berechtigt aber nicht verpflichtet.

Wiesbaden, den 18. November 1918.
Der Regierungspräsident.

Nr. 600.
Der hiesige Regierungs -Präsident ist als Demobilmachungskom-

misfar für das den Regierungsbezirk Wiesbaden umfassende Demo-
bilmachungs-Amt ernannt worden. Ihm steht der Bezirksbeirat zur
Seite, der aus Vertretern von Landwirtschaft, Handel. Gewerbe und
Gewerkschaften, sowie der Arbeiter-, Soldaten - und Bauernräte zu¬
sammengesetzt ist. Die Geschäftsstuben des Demobilmachungskom¬
missars befinden sich im Regierungsgebäude in der Bahnhofstraße.
1, Don dem Demodilmachungskommisfar werden nur die allge¬
meinen Fragen der Demobilmachung fiir den Regierungsbezirk be-
arbeiter, namentlich die Richtlinien angegeben, um die gesamte Be¬
wegung tunlichst in die richtigen Bahnen zu leiten.

Die Einzelaussührung der wirtschaftlichen Demobilmachung
liegt den Demobiimachungsausschüssenob. die für die Stadt - und
Landkreise unter Vorsitz der Oberbürgermeister und Landröte ge¬
bildet sind. In dic>n Ausschüssen sind Arbeitgeber und Arbeit¬
nehmer in gleicher Zahl vertreten.

Ziel der wirtschaftlichen Demobilmachung ist die Aufrechter¬
haltung des Wirtschaftslebens namentlich Entlassung von Soldaten,
Unterbringung in Heimat und Arbeit Regelung der Arbeitszeit,
Löhne, Streckung der Arbeit. Ingangbringung der Betriebe , Roh¬
stoffwirt chaft, Notstandsarbeiten , Erwerbslosenfürsorge.

Anfragen auf dem Gebiete der wirtschaftsichen Demobilmachung
sind nicht an den Demobilmachungskommissar, sondern an die Demo-
bilmachungsausschüsseoder ihre Vorsitzenden zu richten, da diese,
wie bemerkt, die eigentliche Detailarbeit verrichten und vom
Demobilmachungskommissar zu vorläufigen Regelungen ermäch¬
tigt sind.

Wiesbaden, den 22. November 1918.
Der Vorsitzende des Kreis-Ausschusses.

J -Nr . II . K . 5168/1. von Helm bürg.
Nr. 601.

Bekanntmachung.
Mehreren Ortsgruppen sowie dem Volksbildungsverein in

Biebrich, wurde von den Beiträgen zur Kriegswirtschaft, herausge¬
geben von der volkswirtschaftlichen Abteilung des KriegSernährungs-
amts,

Heft 43: „Die Kaffee-Ersatzmittel vor und während der
Kriegszcit",

überwiesen.
Wiesbaden, den 21. November 1918.

Kreisleseoerein für den Landkreis Wiesbaden,
von heim bürg.

Nr. 602.
An die Herren Landräte.

Während die Meinungen über die Schädlichkeit oder Nützlich¬
keit der einzelnen Tiergattungen vielfach auseinandergehen , herrscht
in Fachkreisen Uebereinstimmung darüber , daß die Sperlinge , und
zwar ebensowohl der Haussperling (paffer domesticus), wie der
Feldsperling (paffer montanus ) ganz vorwiegend schädlich sind. Bei
der großen Verbreitung dieser Vogelarten fällt der Schaden wirt¬
schaftlich bedeutend ins Gewicht. Unter den jetzigen Ernährungs-
fchwierigkeiten ist es um so empfindlicher. Als Maßnahmen zur
Minderung der Sperlingspiage kommen zur Winterszeit besonders
das Fangen der Sperlinge in den Ställen und das Schießen der sich
»ach Schneefall auf schneefrei gemachten mit Futter bestreuten
Plätzen ansammelnden Sperlinge mit Vogeldunst in Betracht.

Bei stärkerer Kälte pflegen sich Sperlinge in größerer Zahl in
den Ställen einzufinden, wo sie dann leicht an die Fenster getrieben
und gefangen werden können.

Wenn bei Schneelage die Sperlinge nach kleinen schneefrei ge-
; machten Plätzen durch Futter angelockt werden, können sie mit einem
Schuß in größerer Anzahl erlegt werden. Als Lockmittel kann vom
Heuboden entnommener Unkrautfamen dienen. Die Sperlinge
stellen, besonders wenn der Abschuß zu Beginn des Winters ge¬
schieht, ein sehr schmackhaftes Nahrungsmittel dar das sicher noch
leichter, wie dies bereits bei den Saatkrähen geschieht, in den Städ-

\ ten Absatz finden wird.
Berlin W. 9, den 5. November 1918.

Ministerium für L"nd'v' rLcke,st iw.

Nr . 603.
Bekanntmachung

betreffend die Einstellung der Erzeugung von Heeresbedarf.
Im Einvernehmen mit dem Arbeiter - und Soldatenrat be¬

stimme ich für den Umfang des Regierungsbezirks Wiesbaden
folgendes:

1. Rohstoffe jeder Art , insbesondere Leder, Metall und Tex-
tilstoffc, die in ihrer jetzigeit Form ohne weiter« Bearbei¬
tung zu Friedenszwecken verwendet werden können, dürfen
zur Erzeugung von Kriegsmaterial nicht mehr verarbeiteti werden.

2. Reine Munltisnsbetriebe find am 22. November 1918 still
zu legen. Als solche kommen in B-tracht:

a) Munitionsbetriebe , die vor Ausbruch des Krieges der Me¬
tallindustrie nicht angehörten,

d) Munitionsbetriebe , die nicht in der Lage sind, sofort eine
gröbere Anzahl ihrer Arbeiter mit Friedensapbeit zu be¬
schäftigen.

3. Gemischte Betriebe.
Den Stammbetrieben der Metallindustrie wird gestattet,
ihre Herstellung von Gegenständen, die lediglich Kriegs¬
zwecken dienen, allmählich abzubauen . Die Erzeugung sol¬
cher Gegenstände ist jedoch spätestens am 6. Dezember 1918
abends völlig einzustellen.

Wiesbaden, den 21. November 1918.
Der Demob-lmachunaskommisfar: •

I . 23.: gez. Kötter.

Nr . 604.
Noch viele hunderttausend Zentner Hackfrüchte, Kartoffeln und

Rüben sind im Boden, weil ausreichende Arbeitskräfte zum Aus¬
nehmen fehlen.

Werden diese Feldfrüchte nicht bald geerntet, vernichtet sie
der Frost. Das darf nicht geschehen, denn das märe ein unersetz¬
licher Verlust für unsere ohnehin schwer gefährdete Volksernäh¬
rung.

Es ergeht daher an alle Arbeiter - und Bauernräte sowie an
alle Behörden der dringende Ruf, überall dort , wo noch Kartoffeln
im Boden sind, bei den Truppen und unter den Arbeitslosen
männlichen und weiblichen Geschlechts durch Vermittlung der ört¬
lichen Arbeitsnachweise sofort die Arbeitskräfte aufzubringen , die
erforderlich sind, die Ernte schnellstens zu vollenden.

Die Landwirte , die noch Kartoffeln im Acker haben, find ver-
pflichtet, von den nächstgelegenenTruppenteilen und Behörden die
erforderlichen Arbeitskräfte gegen Zusicherung eines angemessenen,
die heutigen Teuerungsvcrhältnisse berücksichtigenden Lohnes
schnellstens anzufordern.

Sind sie darin lässig oder verzögern die Ernte durch die Wei-
gerung, einen angemessenenLohn zu zahlen, so müssen die Behör¬
den geeignete Zwangsmaßnahmen ergreifen, um die Feldfrüchte
vor dem Verderben zu bewahren.

Berlin , den 18. November 1918.
Für das Kriegsernährungsamt : Wurm.

Für dar Ministerium für Landwirtschaft, Domänen und Forsten:
Braun . hoser.

Für das Ministerium des Innern : Dr . Breitscheid. Hirsch.

Zur Beachiung
für kommunaloerbände . Kommissionäre und Mühlen.

Wir weisen wiederholt auf die Notwendigkeit hin, aus den
groben Abgängen der Dreschmaschine und dem Trieur das Mutter¬
korn aus lesen zu lassen. Für die menschliche und tierische Ernäh¬
rung kann das Mutterkorn infolge seines starken Giftgehaltes sehrStödlich werden, während der daraus gewonnene Extrakt alsrzneimittel ausgezeichnete Verwendung findet und besonders in
den Lazaretten dringend gebraucht wird . Bisher konnte der Be¬
darf nicht annähernd gedeckt werden, so daß es unbedingt erforder-
lich ist, dem Aufsammeln mehr Beachtung zu schenken. Die Ware
kann jederzeit in kleinen Mengen unter Mitteilung an unsere
Unterabteilung „Futterschrot' per Postpaket an unsere Adresse nach
hier gesandt werden. Wir zahlen bei freier Lieferung 12 Mark
per Kilo.

Reichsgetreidestelle, Geschäftsabteilung
Gesellschaft mit beschränkter Haftung.

Wird hiermit veröffentlicht.
Wiesbaden, den 11. November 1918.

Der Vorsitzende des Kreisausschusfes.
J .-Nr . II . Körnst. 7989. _ vonheimburg.

Warnung für die Selbstversorger.
Das Hamstern und die Lchlelchversorgrmg mit Doden-

«rzeugntflen aller Art. namentlich aber mit Kartoffeln hak in
den meisten Gemeinde « des Kreises einen Amfang ange¬
nommen , der die Sicherstellung nicht nur der unbedingt zu er-Pllendcn Pflichtlieferungen.sondern auch die eigene Ver-rgung im Kreise auf das Schwerste gefährdet.

Der dem Schleichhändler und dem Hamsterer Getreide
und Kartoffeln aus seiner Ernte verbotswidrig verkauft,
schädigt die Allgemeinheit und sich selbst! Wird unserem
Kreise ein Teil unserer Vorräte durch Schleichhändler und
Hamsterer genommen , so können wir die Wengen , die wir
kllr unser Volk und für die Front liefern müssen, nur aus-
bringen , wenn wir die Ration der Selbstversorger herab¬
setzen! Zeder Landwirt weih , was da» für feine Wirtschaft
bedeutet. Jeder Landwirt und jede Landfrau möge sich also
sageit: Das . was seht der Schleichhändler und der Hamsterer
zum Schaden der Allgemeinheit davon trägt , mutzt Du später
fslbst mit Deinen Angehörigen au» Deinen Vorräte« noch¬
mals bevgeben.

Die Erzeuger von Vodeafrüchten verwarne ich daher
wiederholt aufs Eindringlichste, Kartoffeln , Getreide u. a. an
Hamsterer und Schleichhändler abzugeben . In allen Fälle«
l« denen die Erzeuger ihren Lieferungspflichten gegenüber
de« Kommunalverband nicht Nachkommen, wird ein Eingriff
tz, die fSr die eigene vorforgung belassenen Vorräte uneus-
hleibllch sein.

Wiosbsden , den 12. Oktober 191 tz.
Der SSnigklche Landrat.

von tzeimburg.

Bekanntmachung.
1. Me Verwaltungsbehörden  in Stadt und Land

werde« hierdurch aufgefordsrt, unter Heranziehung der zur Auf¬

rechterhaltung der Ordnung gebildeten Organisationen mit größtem
Nachdruck dahin zu wirken, daß

alle Versprengten
angehalten und möglichst zu kleinen Trupps unter Führung eines
Offiziers oder Unteroffiziers zusammengefaßt werden . Sie sind den
nächst durchmarschierendenoder in der Nähe liegenden geschlossenen
Truppenoerbänden zuzuführen, die sie ihrem Verband unter Mel¬
dung an die Vorgesetzte Dienststelle eingliedern. Nur so kann eine
geordnete Verpflegung, Unterbringung und Rückkehr in die Heimat
wie richtige Entlassung gewährleistet werden.

2. Soldaten , die ihnen dienstlich anoertraute Sachen, wie Be¬
kleidungsstücke. Waffen, Pferde, Vieh ufw. veräußern , machen sich
des Diebstahls oder der Unterschlagung schuldig, sie handeln pflicht¬
vergessen»nd srbnden der Gesamtheit de? Volkes. Sie werden nn»
nachsichtlich gerichtlich verfolgt werden und haben auf spätere Be¬
gnadigung nicht zu rechnen.

Pflicht jedes ehr.iebenden Soldaten wie der Bevölkerung
ist es, solche Schandtaten zu verhindern und Schuldige zur Anzeige
zu bringen.

Wer anderseits chlche Sachen von Soldaten erwirbt , fetzt sich

der gerichtlichen Bestrafung wegen Hehlerei § 259 St .-G^ W

Erinnerung.
Die Stadt - und Gemeindekassen werden an baldige Einzahlung

der dritten Rate Kreissteuern für 1918 auf unser Bankkonto bei der
Nassauischen Landesbank erinnert.

Wiesbaden, den 19. November 1918.
Die Kreiskommunalkasse. Fischer.

nichtamtlicher Test

Oer Waffenstillstand.
Berlin. Dolksbeaustragter Scheidemann teilte mit, daß am

Donnerstag wahrscheinlichgrößere Bestandteile deut cher Truppen
bei ihrem Rückmarsch gefangen genommen worden seien, aber bei
den schweren und drückenden Waffenstillstandsbedingungen hätten
die Näumungszesten nicht immer innegehalten werden können. DieEranzofen gingen bei dem Rachrücken in die von uns geräumtenebiete sehr rigoros vor, während die Amerikaner viel mehr Ver¬
ständnis zeigten. Es scheint festzustehen, daß in Schlettstadt deutsche
Truppen gefangen genommen worden seien, bevor der Termin der
Räumung überhaupt abgelaufen war.

Freche Forderungen.
Die französischen Blätter beschäftigen sich anläßlich der Be¬

setzung El/aß-Lothringen» mst der Festlegung der Grenzen dieser
beiden Provinzen . Der „Tempr " veröffentlicht eine Karte , worin
unter der Bezugnahme auf die Grenze von 1815 der Bezirk von
Landau und das Saarbrückener Gebiet als zu Frankreich gehörend
bezeichnet wird. Der „Petit Paristen * verlangt die Herausgabe
dieser Bezirke, namentlich von Saarlouis , Saarbrücken und Landau
an Frankreich. Er fordert ferner die Klausel in dem Friedensver¬
trag daß niemals wieder deutsche Garnisonen auf das linke Rhein¬
ufer kommen dürften. Ein derartiger Pufferstaat fei zur Sicher-
stellung von Pari » vor neuen, wenn auch unwahrscheinlichen <Se>
lüsten Deutschland» notwendig.

Dl« Segenrechnung.
Angesichts der Aufmachung der Kriegskosten durch den „Mcr»

im* dürfte es wohl angebracht sein, auch den Herren Franzose»
ejranal eine Rechnung auszumachen. Warum sollen wir haltmachen
bei dem Kriege 1870/71? Wir können doch noch etwa» zurückgrei»
fen, beispielsweiseauf die Raubzüg« Ludwigs XIV . und die Ver¬
wüstungen der Pfalz , wovon ja heute noch festzustellen ist, daß da»
damalige Deutsche Reich nicht di« Schuld daran trägt . Rechnen
wir, daß di« Verwüstungen, Kriegskosten ufw. durch die Rcmbzüge
nur etwa 40 Millionen betragen haben, so haben wir , wenn wir
Zin» und Zinseszinsen zu 5 v. H. rechnen, heute »ine Forderung
an die Franzosen von sage und schreibe rund 1930 Milliarden.
Ferner wird kein Mensch behaupten wollen, daß wir etwa Napo¬
leon I . zu seinen Kriegszügen veranlaßt hätten , die dem jetzigen
Gebiet» de» Deutschen Reiche» 2 Milliarden gekostet haben, wovon
aber niemals etwa» bezahlt worden fft. Kapitalisiert ergibt di»«
mit Zins und Zinseszinsen 190 Milliarden . Di« unrechtmäßige
und völkerrechtswidrige Hungerblockade Englands gegen das Deut¬
sche Reich kann man mit etwa 10 000 Mark für jeden einzelnen
Kopf nicht zu gering rechnen: bei 70 Millionen Einwohnern ergibt
dies einen Schaden von 700 Milliarden . Unsere Forderung an den
Verband mag sich also auf rund 2840 Milliarden belaufen, wenn
wir genau so rechnen, wie die Leute e» tun . Dabei wäre ja noch
festzustellen, ob nicht etwa Frankreich und Rußland einen viel
größeren Anteil am Ausbruch de» Weltkrieges haben, als Deuffch-
land, wa, unbedingt (wenigstens nach unseren jetzigen Kenntnisien)
bejaht werden muß. Und Frankreich ist stols in viel höherem
Grade als England eine dingende Gefahr für Deutschlands Frie¬
den gewesen, wenigstens in den letzten fünf Jahrhunderten : bei
dem demnächst zu gründenden Völkerbunde ist jedenfalls auf Siche¬
rungen zu dringen, daß dieser Friedensstörer ebenso unschädlich
gemacht wird, wie jetzt der deutsch« Militarismus unschädlich ist.

Versorgung des Heeres mit Bekleidung und Ausrüstung.
Wba Berlin. 22. November. Die vufrechterhaltung der Ver¬

sorgung des Heeres mit Belle düng und Ausrüstung erfordert un¬
bedingt, daß keinerlei Eingriffe in die Bestände der Truppenteile,
Behörden, Bekleidungsämter und Bekleidungs-Jnstandsetzungs-
Smter vorgenommen werden. Verfügungen nicht zuständiger Be¬
hörden, ebenso von Arbeiter - und Soldatenräten über die Aus¬
gabe von Bekleidungsstückenmuffen daher im Interesse der Allge-
meinheit unbedingt unterbleiben. Soweit solche getroffen worden
sind, müssen sie sofort rückgängig gemacht werden.

Göhre,  Unterstaatssekretär im Kriegrministerium.

Die französische« Verluste an Toten.
Zürich,  23 . November. Der Vizepräsident de» heeresaur-

fchufles im französi'chen Senat Doumergue erklärte, daß die Verluste
Frankreich» an Toten 1)4 Millionen Mann betragen.



Da» La» -er ßefmtßeae» Deakscheu.
Li » Berlin , >2. November. In weiten Bolkskreisen werdet

Gerüchte verbreitet , wonach deutsche Kriegsgefangene zum Wieder
«usbau der durch den Krieg zerstönen Eebisr« Belgiens und Franl
reich» verwendet werden sollen. Diese Gerüchte stutzen sich auf de
Umstand, daß Deutschland bereits bei Abschluß he» Wafjenstil!
ft«nde» die feindlichen Kriegsgefangenen zurückgegeben habe, sein
eigenen aber nicht erhielt. Alle diese und ähnliche Meldungen sin.
»»ükommrn unbegründet . Die deutsche Wasfensttllftandskommjssio
hat vielmehr vor ' Unterzeichnung des Waffenstillstandsabkommen
gegenüber den ursprünglichen Vorschlägen Foch» zu Gunste
»msrrer Kriegsgefangenen folgende» erreicht:

1. die Heimbeförderung der deutschen Kriegsgefangenen, di« >
Hilland und der Schweiz interniert find, wird wie birhrr weit«
fortgesetzt.

2. Alle zugunsten der Kriegsgefangenen während der Daue
»es Krieges geschlossenen Verträge bezüglich Behandlung , Dekösti
gung und. Beschäftigung der Kriegsgefangenen, Sonntagsruhe usn
»leiben für die deutschen Kriegsgefangenen unverändert in Kraft. °

8. Die Zurückführung der deutschen Kriegsgefangenen in di
Heimat wird »ei Abschluß de» Präliminarfriedens geregelt.

Deutsche Waffenstillstandskommisston:
Staatssekretär Lrzberger , Vorsitzender.

Sin Telegramm hindenburg».
38» Berlin,  82 . November. Äeneralfeldmarschall o. Hir

»endurg telegraphierte aus dem Hauptquartier in Schloß Wilhelm-
Höhe unter dem 20. Novemher an die Neichsleitung: „Die Wafsei
stISstandskommissionmeldet, daß die Haltung der feindlichen MI
•lieber der Kommission, Insonderheit der französischen, durchaus ab
lehnend ist, daß dir Eigner weiterhin Unmöglichkeiten forderi
und daß es nicht ausgeschlossen ist, daß die Franzosen sich eine
Nechtstitel für die Wiederaufnahme des Kampfe» schaffen wolle,
Ech muß ausdrücklich betonen, daß da« deuffche Heer infolge de
Härle der Waffenstillstandsbedingungen und unter dem Einfluß de
Grejinisie in der Heimat nicht in. der Lage ist, den Kampf isieb ■
«ufzunehmen. Selbst der Kampf allein gegen die französisch
Armee wäre nicht möglich. Ich Halle er slft meine Pflicht, die» atu
deshalb zu betonen, weil aus den Aeußerungen der feindliche
Prelle hervorgeht, daß die feindlichen Regierungen nur mit eine
deuffchen Regierung , die sich auf di» Mehrheit des Volke» stütz!
Uriedea schließen werde»."

Von der Heeresgruppe Gollwitz.
LÄd Berlin,  21 . November. £ k Heeresgruppe Gallwi

»ratztet: Das Entlasten in die Heimat ganzer geschlossener rür
«artiger Verbände (Bäckerei-Kolonne, Pionier -, Fernsvrech-For
mekionen) sowie einzelner auf eigene Faust zurückkehrenderMan,
schäften durch die Arbeiter- und Eoldatenräte dauert fort.. Da d'
Führung und Ernährung de« ordnungsmäßig zurückkommende
»eldheeres sowie die Herstellung von Uebergängen über den Rhei
dadurch auf, höchste gefährdet ist, find energische Maßnahmen V
Stelchsregierung erforderlich, um ihren klaren Weisungen Geltung ?
»erschaffen. Besonder» ungünstig sind die Verhältnisse in Mai,
und Frankfurt . E» wird gebeten, das Erforderlich« zu verar
fftjjpt.

Die lleberzabe der deutsche« Kriegsschiffe.
Wb London,  21 . November. Reuter . Di« deutschen Krieg

schiffe, die heute übergeben wurden, bestanden oür neun Schlack
schiffen, fünf Schlachtkreuzern, sieben leichten Kreuzern und SO Ze
störern. Än der vereinbarten Zahl fehlte somit ein Schlacht ch!'
»in Schlachtkreuzer und ein leichter Kreuzer. Er wurde indesst
vrLört , daß diese Schiff« später übergeben würden . Ein leichte
Kreuzer stieß bei der Fahrt über die Nordsee auf eine Mine ur
senk. Die groß« Flotte geleitete die deutschen Schiffe bi» zur Mü
düng de» Forth wo sie nacht» über bleiben wird, um dann nm
Gcera weiter zu fahren.

Wb Amsterdam,  22 . November. Rach einer Neuterme'
düng aus London schreibt di« „Daily Chronicle" : Was immer am
tu Zukunft mit den deutschen Kriegsschiffen . , geschehe
wird , wir können sicher sein, daß Deutschland sie nt « mal
zuriickerhalten  wird.

, Die de«tsche Lebensmittelnot.
Wbna Berlin,  22 . November. Vom Staatssrkretö

de » Kriegsernährungsamte » , Wurm,  erhalten wi
folgend« Mitteilungen : In der auswärtigen Presse hat es oielfa
Befremden erregt, daß Deutschland kurz vor der Hungersnot stehe
soll, während die frühere Regierung erklärt hatte, die Versorgun
Deutschlands mit Lebensmitteln sei bis zum Schluß des Erniejahr-
gesichert. Wie sich jetzt zeigt, ist dis Nabrungsmttteloersoram
Deutschlands früher viel zu günstig eingeschätzt worden . Daz
kommen die Folgen der militärischen Niederlagen ; in den oo
Deutschland besetzten Gebieten des Ostens waren ungefähr 1 500 00
Menschen und 300 000 Pferde untergebracht und versorgt. Die Ke
schästsbeziehungen.mit der Ukraine und mit dem Kubangebiet ve>
sprachen nach Ansicht der damaligen Machthaber reichliche Zufuhrei
an Getreide und Futtermitteln . Insbesondere glautste gran au
dem See » und Donauwege große Mengen von Oelsaaten und Oe
hrranschaffen zu können. Die» alles ist mit einem Schlage zu
fammemngebrpchen. Aber auch die heimische Ernte ist geringer , al
man si« in Rechnung gestellt hatte, namentlich bei Kartoffeln . Daz
kommt, daß die letzten kriegerischen Ereignisse da« rollende Ma
terial stark in Anspruch nahmen und dadurch die Wintereindeckun-
der großen Industriezentren mit Kartosfeln in starken Rückstau!
brachten. Mit dem Augenblick des Waffenstillstandes haben fast all
Kriegsgefangenen, auf deren Arbeitskraft die deutsche Landwirt
schaff im wesentlichen beruhte, die Arbeit eingestellt. Dadurch sink
Millionen von Zentnern Kartoffeln in der Erde geblieben und sink
bei dem unerwartet früh eingosretenen Frostweiter dem Verderber
anheimgefallen. Der heimische Älehbestgnd zeigt von Monat zi
Monat eine geringere Ergiebigkeit an Schlachtvieh und sonstiger
tierischen Produkten . Schon seit 2 Jahren mußte in unseren Weh
bestand tief eingegriffen werden, um auch nur die ungenügend»
Fleischration aufrecht zu erhalten. Dabei konnten selbst Milchkühe
nicht geschont werden, woraus sich für die Kinderernährung und die
Sterblichkeit der Säuglinge bei einer auch nur noch wenige Monate
dauernden Forisetzung diese» Vorgehens die entsetzlichsten Folger
ergeben müßten.

Durch den auf Grund der harten Waffenstillstandrbedingunger
netwrndig gewordenen übereilten Rückmarsch und Rücktransport-
des Heere» ist »in» ordnungsmäßig « Verwaltung de, Pro »iantr
«, » dessen restlos« Rückführung In die Heimat unmöglich geworden
Merschörft wird dies« Rot noch durch dt« un» aufgezwungen» über
stlrztr Abgabe der Lraneportmiitel . wodurch Stockungen tm Ver
kechr zwischen Mühlen, Rahrungsmittelfabrtke «, Brrlei-
lungsstellen und Kommunalverbänden unvermeidlich sind, ferner
dadurch, daß in manchen Gegenden die örtlichen Gewalten di« Ver-
Brrsorgung ihres Wirkungskreises den berechtigten Ansprüchen der
Gesamtheit voranstellen, sodaß bedeutende Mengen von Vorräten
vorzeitig und planwidrig dem ungeregelten Verbrauch zugeführl
werden.

Durch alle diese Bedingungen ist eine Lage entstanden, in der
nur schleunigste Heranschaffung von ausländischen Nahrungsmitteln
da« deutsche Volk vor Hunger bewahren kann, selbst wenn die Land
be»ölkerung in Erkenntnis der drohenden Lage zur Ablieferuna
aller entbehrlichen Feldfrüchte und zur genauen Innehaltung der
kriegswirtschaftlichenVerordnungen bereit ist. Obwohl der zentrale
Verwaffungsapparat völlig ungestört ftinktiorffert, so steht dach in
Folge Mangel » an Nahrung »- und Transportmitteln der Zu¬
sammenbruch vor der Türe , falls es nicht gelingt, dar große Der
sorgupaedeftztt in den Hauytwohnbezirken durch rechtzeitige« Ein

"fetzen der in Aussicht gestellten amerikarttscken Hilfsaktton und einer
unmittelbar einsetzenden Hilseberetttckaft der Neutralen so auszn-
gleichen. daß die ausländischen Zufuhren die inländischen Vorräte
genügen» ergänzen.

Dnrnun « vor Boffchewlsnn» .
Nus zuverlässiger Quelle wollen verschieden̂ Blätter berichten

können Wilson  haSe durch Vermittlung ri'arr neutralen Re
>i-rur » der jetzigen Berliner Regierung mitteiken lassen, er warne
ernsthaft davor , in Berlin Unräten zu dulden oder «inen neuen
Bertvet- r der Moskauer Sovjet -Reglerung in Berlin zuzukaffen.
h» d'e Entente entschlossen sei . den Waffenstillstand
in  kündigen , wenn diese Warnung kein Gehör
finde.

Eine deutsche Ilote an die Gegner . r
Wb Berlin,  23 . November. An die gegnerischen Regie

ungen ist folgende Note gerichtet worden:
„2m Vertrauen auf die vom Präsidenten der Vereinigte

Staaten verkündeten Grundsätze eines Rechtsfriedens^wandre si:
as deutsche Volk um Vermittlung eines Waffenstillstandes a .
Lilfon. Än Stelle des erwarteten , von Grundsätzen des Rech
.nd der Billigkeit und vom Wunsche einer zukünftigen Versöhnun
>.-r Völker beherrschten Waffenstillstandes ist uns ein Waffepstil
and der Vergewaltigung und Vernichtung geworden. Die V-
immungen dieses Waffenstillstandes bedeuten in ihrer . Durchfü!
un nicht eine Brücke zum Frieden , sondern einer Fortsetzung de
ricges mit anderen Mitteln . Die Forderungen des Waffenftil
andes werden der Welt den ersehtiten Frieden nicht bringen , s
tollen die Wiederherstellung friedlicher Ruhe ist Deutschland ui
ne geordnete Demobilisierung unmöglich machen. Sie sollen d
hwergeprüste Land dem Chaos und der Anarchie preisgebe
nsere feierlichen Proteste gegen dieses der Menschlichkeit hohn
riechende Verfahren sind ungehört verhallt . Mag die Härte o
öaffenstillftandsbedingungen mit der Notwendigkeit begründet sei
-:m Deutschen Reiche den Wiederbeginn der Feindseligkeiten u-
löglich zu machen, so ist doch unseren Feinden inzwischen klar g
rorden, daß diese Begründung nicht mehr stichhält, denn dc
rutsche Volk will die Feindseligkeiten nicht wieder beginnen un
inn es nicht. Die deutsche Regierung sieht in der Aufrechterha
lng der harten Besttmmungen ein Attentat gegen die Grundsä'
er Zivilisation und muß den Schluß ziehen, daß cs den Regl¬
ungen der alliierten Länder auf nichts anderes ankommt, als m
kergewaitigung und Vernichtung des deuffchen Volkes.

Sofort nach Abschluß der Waffenstillstandsverhandlunge-
sandte sich die deutsche Regierung wiederum an den Präsident
er Bereinigten Staaten mit der Bitte , so schnell wie möglich Ve
andlungen über einen Präliminarfrieden herbeizuführen. B-
eute ist die deutsche Regierung ohne Nachricht darüber , wann enk
'ch die Regierungen der alliierten Länder mtt dem. Friedenswe
men Anfang machen wollen. Das deutsche Volk beginnt zu zwe
»ln, ob sich hinter dieser Verzögerung des Friedens nicht die A'
cht der Feinde verbirgt, die gehetzten und ermüdeten deutsche
'ruppen durch Nichterfüllung von unerfüllbaren Wgsfenskillstand
'dingungen ins Unrecht zu setzen und damit für die Alliierte
inen Titel zu schaffen für die Fortsetzung des 5krieges. Wenn d
miede als Rechtsfriede geschlossen werden soll, so darf den Entsche'
unaen in rechtlich sttittigen Fragen nicht vorgegrifsen werden. Di
mutsche Regierung muß diesem, vom Präsidenten aufaSstellte
Irundsatz gegenüber feststellen, daß die von der ftanzösischen R-
ierung in Elsaß-Lothringen getroffenen Maßregeln , ebenso w°
as Verfahren der Polen In den östlichen Grenzgebieten Deutsck
mds und einzelne Maßnahmen der nichtdeutflden Bestandteile fr-
bemaligen Oesterreich-Ungarns gegen die Deutschen nichts andere
ind als Versuche, den Entscheidungen der Friedenskonferenz m'
lewalt oorzugreifen.

Gegen alle diese Versuche, wie gegen die Verzöaerunq des Fri-
'»nsschkusies legt die deutsche Regierung schärfsten Protest ein. Sti¬
er Gesinnung, die aus einem solchen Verfahren spricht, kann ei
riebe von -Dauer nickt hervorqehen. Das deutsche Volk kann vo>
vergehend vergewaltigt werden, wird aber nicht aufhören, da
'ben und sein Recht zu fordern.

Berlin , 23. November ISIS.
(8*5 ) Sols,  Staatssekretär ."

Die llaversöhnlichkeit der Franzosen.
Wb Berlin, 24.  November . Von gut unterrichteter Sei

-fahren wir folgende Tatsachen, die mit eindringlicher Deutlichke'
ttgen. mit wekck unversöhnlichem Haß und Mißtrauen der Fra>
ise die WaffenstiMandsdedingungen durcknufübren gedenkt:

Die deutschen Delegierten bei der Waffenstivstgndskommissi''
Spaa haben einen außergewöhnlich scknoeren Schnd . Marsche'

nch begeht in allem auf seinem schein und hält seine Vertreter c
e Erfüllung der ungeheuerlicher! und *um nr3»ten Teil nraftfl

nd'-rcbfübrbaren Bedingungen des Waffenlttllstands rückkicki' »!-'
-rckaudrücken. All« von den deutschen Vertrekrg vorqebracht-'

'eweisfükrunqen und Vorstellungen bleiben gäm ' Ich «rfosolos. Tr
leaner läßt sich eben nicht überzeugen und verholt sich Tatsache
'genüber . die auf seden m' litärttchei, Sachverständigen oder sed'
en--«r wtrffckastlicher Verhältnisfe ohne weiteres überze-rg-"-
' °rken nrüßtcn , aönzllcb ablehnend. Die Fvlaen . wekck« d'e Durck
"hrung der maßlosen Bedingungen a>,f das Wirttchattsleben . o»
->f d"g der Entente , sowie auf die Ernährung und innervolitis>
'aae d' g d»utfcken Volkes zeittaen m-,ß. boh»n trM, d-r e>ndri- -
' -bsten Darlegungen seitens der deutschen Vertreter bisher nicht d
-" I- afte Beachtung gek- nden. Das hegffche Volk dank lick keine»-'
llustonen hingeben. Es hat einen esbarnrungslolen ' Feind vor f>"
er nickt v»rgeben, sondern diktieren will, dm nickt an Bölkerv-'
"hnung denkt, sondern mit roher Gewalt einen Teil der Dom»-'
:e -r von dem Friedensschluß erwartet , schon mährend d»s Waffe
'̂ llltonds in die Sckeune zn brinoen hofft. Fn d->r Si ^- ng r
1. November W der Norsit-ende der deuffcken Kommission, G-

-eral v. Mlnterkeldt. nock einmal feierlich geaen eine derartige ur
eset-liche Durchführung de« Waffenstillstands Protest erhoben. D-

Protest wurde vom französischen Dorsibenden mit den Worten er
-eqengenommen: Js n'y a pas de reponse a donner . (Eine An
vort erübrigt sich.)

Vas wahre Frankreich.
Berlin.  Nichts ist notwend'ger, als daß man sich übera'

m Deutschland über die Gesinnungen und Absichten, die heute I
Frankreich herrschen, völlig klar ist. Dieser Klarstellung möge d--
-en, was ein fiihrendes Mitglied der mit den Verhandlungen übe
Gefangenenaustausch mit den Vereinigten Staaten betrauten At
'rdnlina , das kürzlich aus der Schweiz zurückkehrte, über seine in
'lusland gewonnenen Eindrücke berichtete und was sich folgender
näßen zulammenfasien läßt:

Die Begeisterung in Frankreich über den gewonnenen Krie
st nach allen mir gewordenen Mitteilungen geradezu unbeschreib
'ich. Man geht durchaus fehl, wenn man annimmt , daß die revo
|utionäre Bewegung, d'e sich in Deuffchland Bahn gebrochen har
'-n absehbarer Zeit auch auf Frankreich überareifen werde. Da'
Land ist völlig vom Siegestaumel erfaßt . Man glaubt daher
-uhig Zusehen zu können, wenn in Deuffchland die revolutionär
Bewegung um sich gre'ft und sich von einer aeprdneten Reoolutto»
m einem hemmungslosen Umsturz und zum Chaos und zur Slnar
hie entwickelt. Aus ungeordneten Zuständen in Deuffchlanl
ttauben unsere Geaner alsdann das Recht herlelten zu können
Deuffchland zu besetzen. Die Franzosen hoffen dadurch einen ge
-adezu fanaffschen Rachedurst zu stillen. Ich weiß von Franzosen
die selbst bei nüchternen Gesprächen erklärt haben, daß es fü-

Frankreich keinen Frieden geben dürfe, ehe nicht ebensoviele deut
sche Städte und Dörfer zerstört worden seien als französische.

Nützliche Klärung bringt auch das, was man von Leuten H8n
die Gelegenheit gehabt haben, sich über die Aufsasiun'g derseniger
iranzösischenPersönlichkeiten, die mit der Ausführung des Waffen
stillstandes befaßt sind, zu überzeugen. S 'e berichten, daß sich di
Franzosen engherzia und mißtrauisch jedem Hinweis, daß di-
Durchführung der Waffenstillstandsbedinaur>gen beim besten Wi!
ien unmöglich sei, mit äußerster Hartnäckigkeit verschließen. Sie
bestehen auf der unbedingten ErMung . Die maßgebenden fran
zöstschen Persönlichkeiten sind der Meinung , auch bei strikter Durch
i'chrung der Bedingungen sei in Deuffchland keine Störung de-
Ruhe und Ordnung zu befürchten. Aus den Verhandlungen m'-
ihnen drängt sich unabweisbar der Eindruck auf, daß die Franzosen
oon tiefstem Mißtrauen und von unbezähmbarem Haß. unk
Rachegesühl gegen uns erfüllt sind. Irgendwelche Rücksicht ode-
Schonung auch für die deuffche Zivilbevölkerung liegt ihnen gänz
'ich fern. Den unterrichteten deutschen Persönlichkeiten hat sich die
Ueberzeuoung au ĝedzännt. daß die Franzosen bestrebt sind, un-
aus möglichst lange Zeit hinaus militärisch und wirtschaftlich un
ichädlich zu machen. Anoesichts dieser Fesfftellung kann man mr
noch hoffen, daß schffeßlich doch noch der weitere Blick und di
ruhiaere Ueberkeaung der Engländer und Amerikaner zur Be
wahrunq Deutschlands und damit Evropas vor furchtbaren Er
etgniffen fick aektend machen wird . In diesem Zusammenhona se
ermähnt, daß der Vorwärts in einer Beinrechunq der französische-
Absichten bemerkt: Ein mäßigender E'nfluß, der von den franzö
fischen Sozialisten ausgeübt würde, ist nicht zu bemerken; jeden
falls setzt er sich, trotz alles guten Willens, den wir voraussetzen,
nicht durch.

Der wird Köln besetzen?
Amsterdam.  Belgische Truppen sollen, wie ein hiesigez

-latt berichtet, demnächst in Aachen, Essen und Köln einrücken.
Oie Glaubwürdigkeit dieser Nachricht erscheint schon dadurch
weifrlhaft, daß Essen überhaupt -nicht in das besetzte, auch nicht '
-as neurraie Gebiet gehört. Die „Liberte" behauptet, Köln r
mgebung würde von Engländern besetzt werden. Dies würde d
it übereinstimnren. daß die Engländer den linken Flügel d-

front bilden.)
AmerikanischerVormarsch aus Äoblen,.

Wb Washington,  23 . November. Eenerql March iciitc
it, daß Koblenz  als Ziel des amerikanischen Vormarsches be- ,
immr sei.

Englische Warnungen an ungenannie Adressen.
In einem Leilaufsatz über die Frage des Friedens,

chlusses  schreibt die „Times" : Es ist dringend notwendig, daß
ahrend der Zusammenkunft der Vertreter ihre Regierungen so
ig wie möglich rniteinander in Verbindung bleiben, damit die Ge¬
hr von Ueberraschungcnvermieden werden kann und die Möglich¬
st von Gegensätzen in unvereinbaren Friedensprogrammen aus-
.'schlofsen bleibt. Man muß, wenn nötig, den Versuchen, durch
ästige Besetzung umstrittener Gebiete von vornherein Rechte zu
lden, gehörig entgegentreten. Es ist Aufgabe der Friedenskon-
renz, die Grundlage für einen Frieden zu schaffen. Dabei darf
rin Fehler einer Verbandsmackstdie Luft auf der Friedenskonfe-
:nz verderben. Der einzig sichere Weg für jede Verbanosregie-
ng ist. daß sie ihr Friedensprögramm mit rechtlichem Sinn und
ücksicht auf die Rechte und Erfordernisse aufstellt, die andere
eltend machen könnten, und zwar so, daß dieses Programm sich
em gesunden Verstand aller Beteiligten aufdrängt.

Zweifel an den deutschen Lebensmitkelschwicrigkeitru. Der -i
Maiin " erhält cin Telegramm aus New Dork. wonach dort ver-
rutet, daß Deutschland nach den jüngsten Berichten nicht vor dem -

April 1919 Lebensmittel aus Amerika bedürfe. Es stetzl fest,
aß die ersten Alarrnrufe daraus berechnet waren , Mitgefühl zu
rwecken, so fügt der „Matin " gehässig hinzu.

Wb Bern . 23. November. Die „Appenzeller Zeitung " schreibt: -
lsaß-Lothringen ist vorläufig für Deutschland verloren . Daran
t nicht zu zweifeln. Selbst wenn eine Volksabstimmung stattffn-
:n sollte, so würde sic natürlich mit erschütternder Mehrheit für
rankreich aüsfallcn , bas ja in der Lage ist, eine Volksabstimmung
i seinem Sinne zu lenken und etwaige deutsch-preußische Strö-
ungen nn Keime zu unterdrücken. Wird nicht aber ein Tag der

lrrrüchterung kommen, wo sich Tausende sagen werden, was sie
:r deuffchen Kuttur und der verjagten deutschen Verwaltung allez
i verdanken haben und was ihnen ihre neue Heimat nicht zu bieten
astande ist? Denn in wirffchaftlicherund sozialer Beziehung war
is alte Deutschland der französischen Republik ganz bedeutend
iran und von jeneitz ungeheuren Ausschwung der deuffchen Wirt,
hast in der Zeit zwischen de»" kr-7»" "fiick-deuffäû r Krieg und dem

»n auch Elsaß-Lothringen mächffg profitiert,
as hört nun mit einem Male uui. aus  z -and wird wieder xinem

Daate ungegliedert, der vor allem aus dem sozialen Gebiet vor dem
riege noch recht rückständig war und voraussichtlichauch nach dem
riege noch lange so bleiben wird.

König Alberis Einzug in Brüsiel. König Albert hat am Frei-
g seinen feierlichen Einzug in Brüssel gehalten. Die ganze koniq-
he Familie ritt an der Spitze der Truppen . Amerikaner eröff-
rten deu Zug , dynn kamen Franzosen, Schotten, Engländer und
liefet eine gemischte belgische Division.

Tages-Rundschau.
Die Rationalversammlung.
Ebert über die Einberufung.

Wb Berlin,  23 . November. Der Bolksbeauftragte Ebert
ußerte sich heute abend gegenüber dem Berliner Ver .reter der
Weserzeitung" über die Einberufung der Nationalversammlung

ge- dermaßen:
In unserer ersten programmatischen Erklärung vom 12. No-

ember hat die Regierung sich für Einberufung der konstituierenden
i .-rsammlung erklärt, die auf Grund des gleichen, geheimen, direkten
nd allgemeinen Wahlrechts und auf Grund des proportionalen
Zahisystems für alle mindestens 20 Jahre alten männlichen und
-e.blichen Personen zrffammengesetzt werden soll. Ich kann Ihnen
-r erklären, daß wir an dieser Auffassung guck beute noch ent-
stofien festhalten. Es find mir gerade in den letz-en Tagen von
-n Arbeiter - und Soidatenräten aus dem ganzen Reiche und aus
n besetzten Gebieten und oon den Gewerkschaften und Partci-

rganisationen Kundgebungen in großer Zahl zugegangen, die alle
rtschieden sich gegen eine Diktatur und für die Einberufung der
ationalversammlung aus Grund des allgemeinen Wahlrechts aus¬
rechen. Wir Sozialdemokraten haben ja immer für das gleiche

■Wahlrecht gekämpft, getreu der Lasiallefchen Devise: „Das gleiche
Wahlrecht ist das Zeichen, in dem wir siegen". Die Vorbereitungen
ir die Nationalversammlung sind von der Regierung bereits in die
Lege geleitet worden. Das Reichsamt des Innern hat einen Eut-
> rf zum Wahlrecht der Regierung unterbreitet , der in den nächsten
agen im Rat der Voltsbeauftragten zur Verhandlung kommen

nrd . Allerdings darf man die Berufung der Nationalversamm-
ing nicht überstürzen, ^ ur Zeit fluten unsere Truppen von allen
ronten zurück. Gleichzeiiig vollzieht sich eine gewisse Verschie-
ung der in der Rüstungsindustrie beschäftigten Arbeiter . Hier
uß erst wieder eine gewisse Festigkeit eintreten, damit auch wirk-

'ch alle Soldaten und Arbeiter in der Lage sind, ihr Wahlrecht zur
kationalvexsammluitg ausüben zu können. Die Regierung ist aber
-.ach wie vor der Meinung , daß die Nqtionaiversammlung so bald
oie möglich einberufen werden soll, um die staatsrechtliche Grund¬
ige fstr die sozialistische Republik zu schaffen. Für meine Partei
andelt es sich hier um eine grundsätzliche Frage , an der wir unter

rllen Umständen unerschütterlichfesthaiten werden. Ich bin fest da- ..
>on überzeugt: für De-itschland ist die gesetzgebende Versammlung
ine Lebensnotwendigkeit.

§ch?idemann über die Gefahren des Dolschewismus.
Für die Einheit des Reiches setzt sich in einem Artikel des „Vor-

oärts " der Volksbeauftrnqte S che i d e m a n»n mit sehr viel
:- crgie ein. Er weist auf die Gefahr hin. daß das Reich zerfallen
'mnte, und auf di* Bestrebungen, die von fsindlicker Seite in
'eser Richtung im Gange seien. Der König von Dauern habe
uerst daran gedacht, einen Separatsrieden mit der Entente zu
i-ichen. Diese Gefahr sei k-cseiligt worden, aber jetzt besiehe Ge- '
ahr von ganz anderer Seite. Aus Straßbnrg ri ->rV wi «»Hit.
>aß dort am Samstag Besprechungen mit der Obersten Heercs-
tttuna der Frqnzofen stattgefunden hab-n sollten, deren Gegen-
and die Schaffung einer Republik der süddeutschen Staaten und

'es Rheinlandks gewesen sei. Die Gründung solle besckleunigt wer«
ren. falls nicht schleunigst die Sicherheit der gegenwärtigen Regie-
-ung gewährleistet werden solle. Dann fährt Scheidemnnn fort:

Die Unsickerheitder Regierung fo'qer' man aus d»r nng->fi'' r-
m Tätigkeit der Spartakusgruppe , die durch ihre Presse, durch
"lugschriften und Reden besonders die Soldaten für den Bolsche-
oismus mobil zu machen besttebt ist. Mi ' nrok-ew B ^ -" ->rn
'tgestellt werden, daß viele ungenügend Informierte Männer und

frauen die Gefahr des Bolschewismus nicht erkennen und ihm be»
oußt oder unbewußt Vorschub leisten. Der Bolschewismus hat das
nalückliche Rußland vollständig zu Grunde gerichtet. Der russische

Bolschewismus arbeitet in der rückfichtslosesten Weise gegen alles
nd jedes, was nicht mit ihm ist. Die bei uns während der Kriegs-
eit ausgeübte Zensur war eine Kinderinieler->l j»n D-rgsei-l, der
'reßkontrolle in Rußland . In dem bolschewistischen Experimentier-
ind der Herren Lenin und Radek bn- aer ' . fri -r - u- h ' -»!>>
rme Volk viel mehr als unter der schlimmsten Schreckensherrschaft
-qerd eines der Blutzaren . Rußlands Handel und Industrie sind
-liniert. Was aber bedeutet her Knd"ffriaffsm'ts ch»,^' ' - ü. |
nenn mnn ihn vergleicht mit Deutschlands hochentwickelterWirt-
Haft? Eine Kleiniakeit! Deutschlandr»ibt es dni-ck-i-twal mehr
n zerstören als in dem unglücklichen östlichen Nachbe!r!q- d. In
nlerem Reiche also würde Elend und Rot dementtnreck-»nd größer

nerden als in Rußland , wenn der Bolsckewlsmns die Os>er'' ord ge«
vinne . Es ist Unsinn, zu behäuoten, Bolschewismus fei Sozialis¬
mus. Sozialismus Ist planmäßig zur höchsten Produktivität ge¬
steigerte Slrbeit, Bolschewismus ist Desorganisierung der Arbeit und,



welk nur die Arbeit Werte schafft, Verelendung . Im Interesse v»s
Sozialismus , für den wir arbeiten und kämpfen , können wir gar
nicht deutlich genug sagen , daß er etwas ganz anderes ist als Bol¬
schewismus.

Aufruf der Deutschen Bolksparlei.
Der vorläufige Ausschuß der Deutschen Bolksparlei erläßt fol¬

genden Aufruf:
Der Ernst der Stunde verlangt den Zusammenschluß aller

Dolkskreise , die die Reichseinheit schirmen , die freiheitlichen Er¬
rungenschaften sichern und ein geordnetes Staats - und Wirtschafts¬
leben aufrechlerhallen wollen . Nach diesem Gebot will die Deutsche
Bolksparlei handeln , die sich auf Grund von Vereinbarungen
zwischen Mitgliedern der bisherigen Fortschrittlichen Volkspartei
und der nationalliberalen Partei unter Zugrundelegung eines den
Forderungen des Gesamtliberalismus entsprechenden Programms
gebi .det hat . Wir fordern alle Anhänger freiheitlicher Staatsauf¬
fassung . die jegliche Reaktion entschieden bekämpfen , aber auch jeder
politischen und wirtschaftlichen Vergewaltigung entgegentreten
wollen , zum Beitritt zu dieser Deutschen Volkspartei auf . In
schwerer Zeit rufen wir das deutsche Volk auf , über das Schicksal
der Nation selbst zu entscheiden . Der Zusammentritt der National-
vtrsammlung ist die erste Voraussetzung der demokratischen Staats-
entmicklung , die wir erstreben . Ohne Volksabstimmung kein Friede,
kein Brot, ' keine Wohlfahrt . Auf dem Boden der durch die Um-
wälzung geschaffenen Tatsachen kämpfen wir für ein Grotzdeutsch-
Iniid nnm Brenner bis zum Belt , für Freiheit . Ordnung und Ge¬
meinwohl . Zustimmungserklärungen sind zu richten an die Ge¬
schäftsstelle der Deutschen Bolksparlei . Berlin W . 66 . Wilhelmstraße
46 '47. Der vorläufige Ausschuß . Friedberg . Mitglied des Abge¬
ordnetenhauses , Prinz Schönaich -Carolath . Mitglied des Reichstags,
Julius Kopsch, Mitglied des Reichstags . Frau Klara Mende -Dölker,
Wiemer , Mitglied des Reichstags . Riester , Mitglied des Reichstags,
Dr . Strrssmann , Mitglied des Reichstags.

Schnlrcfornt in Preußen.
Wb Berlin,  24 . November . Wie uns mitgcteilt wird , beab¬

sichtigt das Ministerium für Wissenschaften . Kunst und Volksbildung
beim Staatsministerium die Reichsregierung zur Einberufung einer
Schulkonferenz zu veranlassen , die aus freiheitlich und neuzeitlich
gerichteten Pädagogen und Sachverständigen bestehen und die
gründliche Neuordnung des deutschen öffentlichen Schul - und Er¬
ziehungswesens vorbereften soll. Das preußische Ministerium für
Wisserschaft , Kunst urb Volksbildung ist bereit , im Aufträge des
Reiches die entsprechenden Schritte zu tun . An Orten , wo sich
ent ' prechende Lehranstalten für Mädchen nicht befinden , sind die
höheren Schulen grundsätzlich auch den Mätzchen zu öffnen.

Wb Berlin,  24 . November . Vom Ministerium für Wissen¬
schaften . Kunst und Volksbildung wird mitgeteilt : Der Volksschul¬
lehrer Menzel -Dahlem , der bekannte Schulpolitiker und Vertrauens¬
mann der deutschen Lehrerschaft , ist in das neue Ministerium be¬
rufen und wird schon in den nächsten Tagen seine neue Tätigkeit
ausnehmen.

General o. Befelers Abreise aus Warschau.
Der „Berliner Lokalanzeiger " ergänzt seine Mitteilungen von

Aeußerungen des Vorsitzenden des Soldatenrats der Lodzer Garni¬
son wie folgt : Der an der Spitze der polnischen Regierung befindlich
gewesene Regentschaftsrat hegte gerechtfertigte Defürchtunqsn für
die Sicherheit des ersten deutschen Vertreters , den er den Anschlägen
polnischer Fanatiker nicht aussetzen wollte . Auf sein Drängen ent¬
schloß sich General o. Beseler , der zu dieser Zeit nicht mehr General-
gvuoerneur war . Warschau am 12. November morgens in Beglei¬
tung von zwei Ordonnanzoffizieren und mit amtlicher Unterstützung
Polen zu verlassen.

Dom Grafen Bernftorff.
Wbna Ber! in,  23 . November . Der „Matin " hat kürzlich be¬

hauptet , daß der ehemalige deutsche Botschafter in
Washingtyn , Graf Bernftorff,  im August 1914 daselbst
seine von dem Blatt näher bezelchneten Friedensbedingungen der
deutschen Regierung bekannt gegeben habe . Diese Behauptung der
französischen Zeitung beruht auf erfundenen Presseberichten . Wie
mir nämlich von zuständiger Stelle hören , sind von dem vormaligen
deutschen Botschafter in Washington während des ganzen Kriegs¬
verlaufes weder amtlich noch halbamtlich irgend welche deutschen
Friedensbedingungen bekannt gegeben worden mit alleiniger Aus¬
nahme der , wie schon allgemein bekannt . Ende Januar 1917 von
Graf Bernftorff dem Präsidenten Wilson übermittelten Be¬
dingungen der deutschen Regierung die darauf abzielten , den Krieg
aufgrund eines freundschaftlichen Verständigungsfriedeng zu be¬
enden.

Dcdeuk 'ams sozialpolitiche Neuerungen.
Das Reich samt des Innern  plant eine Reihe von b t -

drutsainen sozialpolitichen Neuerungen.  Es fin¬
den sich darunter die Ausdehnung der V»rsicherungspflicht . Die Acht-
ftundenfchicht ist für die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien
beschlossen. Das Nachtbackverbot soll auch in Zukunft aufrecht er¬
halten bleiben . Luch wird eine Neuregelung der Sonntagsruhe
kommen.

kronpr ' n ; Rupprecht in der Schweiz.
München,  22 . November . Die „Münchner Post " meldet:

Der frühere bayerische Kronprinz ist nach Chur abgefahren , wo Be-
srrechungen mit Vertretern des alten Systems in Deutschland und
Oesterreich erfolgen sollen. An den Beratungen werden sich auch
einige kirchliche Würdenträger , ein Kardinal und Bischof be¬
teiligen.

Wbna Köln . 22 . November . Wie die „Kölnische Zeitung " mel¬
det , legte Kardinal von Hartmann bei der preußischen Regierung
feierlich Verwahrung gegen die beabsichtigte Trennung von Staat
und Kirche, die ein flaeranter Rechtsbrnch lei, ein.

Berlin . Zu der Preßmelduna , daß dis preußischen Staatszn-
schüise zu den Gehältern der Geistlichen am 1. April ISIS eingestellt
werden sollten , erfahren wir daß die preußische Regierung noch gar
keinen Beschluß über diese Frage gefaßt hat.

Wb Köln , 23 . November . Die „Kolm ,che Dolkszeitung " schreibt:
Die Frage , ob im Rhc .mlar .de ernstliche Bestrebungen im Gange
seien , die auf eine Lostrennung der Rheinprovinz vom Reiche ab¬
zielten , ist zu verneinen . Die Rheinprovinz erstrebt bewußt und ent¬
schlossen ebenso wie die übrigen Länder im Reiche ihre Unabhängig¬
keit von der geistigen urd politischen Diktatur Berlins , wünscht
aber im übrigen ein Glied der deutschen Einheit zu bleiben,
in der sie mehr als früher ihren Einfluß geltend zu machen ge¬
willt ist.

Karlsruhe . Dis badische vorläufige Dolksrcgierung erläßt die |
Erklärung , daß der Großherzog Friedrich II . von Baden dem
Thron entsagt hat.

Zeitgemäße Betrauungen.
lRachdruck verboten .)

Zur Heimkehr unserer Krieger.
Nun kehrt Ihr heim nach langer schwerer Zeit — aus hariem

Kampf , in dem Ihr treu gestanden , — um fern zu halten der Ver¬
heerung Leid , — des 'Krieges Grau 'n von unfern deutschen Landen.
— Nun grüßt Euch herzlich Euer Heimattal ! — Willkommen all j
Ihr Wackern , die in treuer Bereitschaft Ihr , verwindend alle Oual -
— geschritten seid durch Sturm und Höllenseuer!

Ihr habt das größte Opfer darqebracht , — und rühmend wird
die Nachwelt von Euch sagen : — Ihr kämpftet gegen eine Ueber-
wacht — und habt in vielen Schlachten sie geschlagen ! — Vier Jahr
lang botet Ihr dem Fftnde Schach — und unvergänglich bleiben
Eure Taten , — doch immer neue Völker strömten nach — und stell¬
ten Millionen von Soldaten.

Sie kamen aus dem weiten Erdenrund — herangeflütet in gr-
walt 'gen Masten , — die ganze Welt war gegen Euch im Bund . —
Ihr konntet Euch nur auf Euch selbst verlassen — Der fernste Erd¬
teil stand in Feindes Sold , — doch unser Vaterland war abge¬
schlossen. — die Feinds waren reich an Erz und Gold , — Ihr aber
stand ' t lest und erzgegosten.

Wörs umgekehrt gewesen , hättet Ihr — der Feinde lieber-
moteriat b-ffessen. — Euch krönte längst des Endsiegs Lorbeerzjer
— und dieser Weltkrieg war bereits vergessen . — Geschlagen wäre
längst der letzte Feind ! — Die Welt mißgönnte Euch die Sieges-

Aufrusc.
Wb B e r l i n , 2. November . Der Vollzugsausschuß des Sol¬

datenrats bei der Obersten Heeresleitung erläßt folgenden Ausruf:
An die Arbeiter - und Soldatenräte der Heimat.

Kameraden und Arbeiter!
Nach heißem Ringen kehren unsere tapferen Krieger in die

Heimat zurück, nicht als Sieger , aber auch nicht als Geschlagene.
Jahrelang hgben sie einer furchtbaren Uebermächt widerstanden und
Unvergleichliches vollbracht . Der Willkommen in der Heimat soll
daher nicht weniger herzlich sein . Zeigt Euren Kameraden , daß das
neue Vaterland ihre Taten zu würdigen und ihre großen Leiden zu
achien weiß . Dann aber niuß man überall bemüht sein, die heim¬
kehrenden Kämpfer nicht durch böse gemeinte , aber immerhin als
kränkend empfundene Maßnahmen im Sicherheitsdienst zu be¬
helligen . Den zersprengten Kameraden sind nach wie vor Massen
und Munition abzunehmen . Geschlossenen Truppenkörpern sind die
Waffen unter allen Umständen zu belasten . Alle etwa hieran ge-
kniipften Befürchtungen entbehren jeglicher Berechtigung , denn wir
wissen aus Verhandlungen mit den Vertretern von Soldatenräten
des Feldheeres , daß die Frönttruppen uneingeschränkt yuf dem
Boden der aus unserer staatlichen Umwälzung hervorgegangenen
Regierung Ebert -Haase stehen . Mit den Arbekterbrüdern in der
Heimat will auch das Feldheer die Demokratisierung und Soziali¬
sierung unseres Landes . Deshalb erhebt es auf das schärfste Ein - '
spruch gegen alle Bestrebungen , die dahin führen , das Zustande¬
kommen der von der jetzigen Regierung geplanten Nationalver¬
sammlung zu hintertreiben . Die Feldtruppen wollen über den
weiteren Ausbau des Reiches mitentscheidsn . Das Feldbeer will
den Frieden und den geordneten Aufbau des neuen Reiches und
lehnt den Gedanken ab , den Sieg über die bisherigen Diktatoren
zur Erreichung einer neuen Diktatur zu mißbrauchen , weil diese den
ersehnten Frieden vereiteln und das deutsche Volk dem Hungertode
preisqeben könnte.

Kameraden und Arbeiter ! Aus tiefftem Herzen dankt Euch
das Feldheer für Eure befreienhe Tat in der Heimat . Ihr habt die
lang erstrebt Verjüngung Deutschlands durchgeführt und den hcim-
kehrenden Brüdern die Vorbedingung für ein glücklicheres Dasein
geschaffen. Wo aber der Versuch gemacht werden sollte , unter Aus¬
schaltung des Feldheeres und aller von dem arbeitenden Volk stets
verlangten Demokratien über den endgültigen Ausbau des Vater¬
landes su beschließen, bitten wir Euch , sich jenem Bestreben mit
allen Mitteln zu wid »rsetten.

Kameraden und Arbeiter ! Wir setzen unser Vertrauen in Euch
und "rüsten Euch mit einem Hoch aus das neue Vaterland!

Wb B e r l i n . 24 . November . Der Vollzugsausschuß des Sol¬
datenrats bei der Obersten Heeresleitung erläßt folgenden Aufruf:

<m>> gcold "t»" räte d°s F -̂ dbemo ^ ! Kameraden!
Noch leidst das Reich an den Rückwirkungen der glänzend ge¬

glückten Umwälzung und schon droben unserer verjüngten Heimat
neue Gelabren . Während ro:r die Wallen aus der Hand zu leacn
g»willt sind, will das neuerstandene Palen uns -re auae " bli 'Aiche
Lage mißbrauchen : unstreitig deutsches Land soll dem großen deni-
schen Vaterland entrissen werden . Unser aller R«chtscm " fi" den
empört sich gegen den Gedanken , daß unter Mißachiuna der Wilson-
schen Friedensgrundsätze kerndeutsche Brüder u " t> Landesteile ac-
waltlam abgetrennt und der polnischen Fremdherrschaft unterstellt
werden sollen.

Kameratz ' n ! Mägen solche Absichten laufen wie sie wollen,
uns mabnt diese Eftcheinunq vor Zw '-strachr und stststlästma . E ' " iq
und geschlossen müssen wir »ns um unsere vom Vertrauen b»s w-uck-
tät ' aen Volkes aettaa ->ne Reichsreqierunq scharen Nur dann wird
sie das Maß an Einfluß gewinnen , um einen Dölkerfrieden aufzu¬
bauen . dm das deutsche DA ? l-ßstßt vor natt " " aler Zerreißung und
auch chm das Recht auf Selbstbestimmung sichert.

Großes Hauptquartier , 24 . November 1918.

An die Bevölkerung des korvsbezirks.
In den nächsten Tagen werden unsere Armeen den Rhein

überschreiten . Auf mehreren Marschstraßen werden sie staffelweise
unser Geb ' et posieren . Millionen braver deutscher Soldaten , die
bisher tapfer kämpften , werden von ihren Oberbefehlshabern heim-
geführt . Nach den geltenden und von der Vvlksreg ' erung bestä-
t 'qten Bestimmungen geht für die Dbuer des Durchmarsches die
Befeblsaewaft des stellvertretenden Generalkommandos über auf
die Oberbefehlshaber der durchmarschierenden Truppen . Den An-
rrdnimgen derselben ist Folge zu leisten.

Aber nicht nur der Befehl , sondern das eigene Herz wird
jeden Bolksaenosten in Stadt und Land u" d jede Behörde dahin
brmgen . willig alles zu tun , was für die Unterstützung der Trup-
ven aus dem Durchmarsch , bei Unterkunft und Verpflegung zu
leisten ist. Fvlae jeder dem Oberbefehl , damit es keine Wftrnie
gibt . Alle Anordnungen zum Wohls der Truppen müssen bis ins
kleinste erfüllt werden . Wer dagegen verstößt , versündigt sich rächt
nur an unserem Vaterlande , sondern auch an dem Wohl unserer
tapferen Soldaten , die uns bisher vor dem Schlimmsten bewahrt
haben . Herrscht keine Ordnung , so stebt die Armee und das schöne
Land , durch das ' sie marschiert , unbedingt in wenigen - Tagen vor
einer .Hungersnot . De Arbeiter -, Bauer " , und S "ldatenräte wer¬
den alles tun , um der Sicherung des Durchmarsches jede Förde¬
rung anaedeihen zu lasten.

Bvlksgenosten , empfangt unsere Soldaten gut!
Die Durchmarschgebiete werden durch die Presse bekannt¬

gegeben.
Im Namen der Arbeiter -, Bauern - und Soldatenräte der

Bezirks des 18. Armeekorps
Der Arbeiter - und Soldatenrat Frankfurt a . M.

Die Entlassung aus dem Heere.
Wb Berlin,  24 . November.

1. Vom 1. Dezember 1918 sind aus dem Heimatheer zu ent¬
lasten : Offiz' ere des Bcurlaubterstandes , Unteroffiziere und
Mannschaften der Jahrgänge 1880 bis einschließlich 1896 . Zur
Aufrechterhaltung des notwendigsten Ordnungs -, Arbeits - und Bc-
wachllngsdrenstes können die Mannschaften bis längstens 15. De¬
zember zurückgelastcn werden , dann müssen sie durch jüngere er-
setzt sein, die aus auszulösenden mobilen Formationen frei wer¬
den.

2. Das Eintreffen einzelner mobiler Formationen in hie Hei¬
mat hat begonnen . Alles muß getan werden , um diesen nach lan¬
ger , schwerster Kriegszeit ins Vaterland zurückkehrenden Männern
einen herzlichen Empfand zu bieten nicht nur der Gesamtheit in
öffentlicher Art , sondern auch jedem einzelnen gegenüber in
ernstem kameradschaftlichen Geiste . Vergessen wir nicht, was sie
für die Heimat getan haben!

3. Soweit die in der Heimat eingetroffenen mobilen Forma-
tionen nicht zu Grenzschutz und Ordnungsdienst best mntt sind,
werden sie gem . Erlaß vom 19. September 1918 d. Nr . 5252 18.
D. M . sofort aufgelöst oder in den Friedensrahmen zurückgeführt.
Alle Jahrgänge bis auf die Jahrgänge 1893 bis 1899 sind ord¬
nungsgemäß zu entlasten . Die letzteren Jahrgänge find in Ersatz-
truppen und Friedensformationen oder >n diese selbst zu überfüh¬
ren , um dort ältere Jahrgänge zur Entlassung frei zu machen . Die.
Einzelheiten regeln die stellvertretenden Generalkommandos usw.

Der Kriegsminister:
I . A .: Reinhardt , Unterstaatssekretär Göhre.

Reklamierte Heeresangehörige.
die sich 'm linksrheinischen Gebiet oushalten und noch nicht ord¬
nungsmäßig enllasten sind, haben sich unverzügl 'ch beim nächsten
Bezirkskommando oder , wo solches nicht mehr vorhanden , bei der
näckfften mil ' tärischen Dienststelle unter Vorl »aung ihrer ordnungs-
mäfigen Reklamationspapiere zwecks Entlastung aus dem Heeres¬
dienste zu melden . Andernfalls laufen sie Gefahr , von den Entente¬
truppen gefangen genommen zu werden.

Heeresgruppe Dallwitz.

kränze . — Wann Alles gegen Einen sich vereint , — so findet jede
Leist 'wq ihre Grenze.

Euch konnte nicht , und das bleibt Euer Rubm — die Welt
allein mit Waffen überwmd ' n . — Im schönste" Lickst strabtt Euer
Heldentum . — drum nehmt den Dank , den herzlich wir cmvfinden.
— Kehrt wieder in die heimallichen Gau ' n. — freut Euch des Frie-
dens und beschützt ihn weiter ! — Ein neues Deutschland gilt er
cuszubau 'n — und Eure Hilfe tut ihm not ! ' Ernst Heiter.

Naffauisch* Nachrichten.
Wiesbaden . Der Vorsitzende der Waffenstillstandskommlssion

Staatssekretär Erzbcrger hat bezüglich des vom Arbeiter - und Sol-
datenrut geäußerten Wunsches , unsere Stadt von der Besetzung
durch Truppen der Entente befreit zu sehen , nach hier gedrahtet,'
daß zurzeit wenig Aussicht bestehe , den Wunsch erfüllt zu .sehen,
dag die Bemühungen aber fortgesetzt würden.

■ — D'i- Polizeistunde ist a u f 11 Uhr festgesetzt.
Höchst. Hier eingegangenen Nachrichten zusolge soll die Stadt

3000 Mann feindliche Besatzung erhalten . Die Stadtverordneten¬
versammlung beauftragte den Magistrat , an den maßgebenden
Stellen Einspruch gegen diese alles zulässige Maß überschreitende
Belastung der Stadt zu erheben.

höchst , 24. November . Das städtische Wasserwerk , dessen
Brunnen durch die Abwässer der Farbwerke größtenteils schon
verseucht sind und in Zukunft alle der Verseuchung anheimfallen
werden , muß infolgedessen durch ein neues Ersatz erhalten . Die
Stadtverordnetenversammlung bewilligte zur Vornahme der ersten
Versuchsbohrungen nach einwandfreiem Wasser einen Betrog von
30 000 Mark.

Hü>  yo .nbrrrg v. d. h . JnmitteiGder Vorbereitungen zur Ein¬
richtung des Großen Hauptquartiers brach die Revolution aus.
Schon am ersten Tage oersteh en 1000 Soldaten ihre hiesigen Ar¬
beitsstätten und ließen alles im Stich . Ta sich niemand um die
wertvollen Gegenstände , Schränke , Schreibmaschinen . Küchenein-
richiungen urd ungezähltes anderes Mobiliar , kümmerte , faurrn
diese bald Liebhaber . Bis jetzt sind für mehr als 500 000 Mark
von diesem Mobiliar gestohlen.

Frankfurt , 22 . November . Da er immer noch nicht genau be¬
stimmt ist, ob Frankfurt in die neutrae Zone oder in da» besesste
Gebiet fällt , sah sich der Frankfurter Magistrat veranlaßt , an die
Waffenstillstandskommission um endgültigen Bescheid ' zu wenden.
Darauf ist, laut „Frankfurter Zeitung ", der Bescheid eingegarqen,
daß nach der neuesten Auslegung der Bedingungen Frankfurt zunl
Teil zum Brückenkopf Mainz gehöre , zum Teil neutrale Zone fei.
Der Magistrat beschloß, die Waffenstillstandsrommission und die
Oberste Heeresleitung zu ersuchen , daraus hinzuwirken , daß
Frankfurt überhaupt nicht besetzt werde , denn eine geordnete Ver¬
waltung bei einer Stadt , die züm Teil besetzt sei, sei unmöglich . —
Auf Beschluß des Arbeiter - und Soldaten -Rates wurde Reichs-
tagsabgeordneter Dr . Ouarck-Frankfurt a . M. ' in die Regierung
für den Regierungsbezirk nach Wiesbaden entsandt . — Der Trup-

i pendurchzugsoerkehr in Frankfurt geht ziemlich planmäßig und ge¬
ordnet von statten . Au » allen Sck)ichten der Bevölkerung haben
sich Leute zusammengefunden , die d e recht mühevolle Arbeit
zum Wohls unserer Heimgekehrten mit hingebender Liebe voll¬
bringen . — Bei einem Einbruch in das Modswarenhaus Gckr.
Robinfohn , Zeil , wurden Seidenstoffe und Modewaren im Werte
von etwa l'OOOOO Mark gestohlen.

— Der Beauftragte des Arbeiter - und Soldatenrat t̂z fiir Le¬
bensmittelversorgung hat eine Verordnung erlassen , wonach sämt¬
liche in Prioathaushaltungen des Stadtkreises Frankfurt a . M . be¬
findlichen Vorräte an Getrcidemehl , Fleisch , Fleischdauerwaren und
Wurst Fett , Zucker, Eier beschlagnahmt und bis längstens - um
26. November 1918 bei besonderen Ablieserungsstellen zur Ab-
lielerung zu bringen find Für jeden Haushaltungsangehörigen'
dürfen zürückbehalten werden : 3 Pfund Getrridemehl 3 PfunÄ
itnsgefamt ) Fleisch, Flesichdouerwaren urd Wurst . 1 Pfund Fett
oder Oel, 4 Pfund Zucker und 20 Eier . Es werden folgende Preij-
dMr bezahlt : fiir Eetreidemehl SO 4 , für Fleisch 3.10 J <, sir
Fleischdauerwaren und Wurst 4 J( r für Fett jeder Art 5 Jl,  für
Margarine 2.85 M., für Zucker 55 4 pro Pfund , für Eier 60 4 das
Stück . Das Lebensmittslamt wird , wenn begründeter Aerdachr
unrichtiger Ablieferung oder Angabe vorliegt , Haussuchung »»r-
nehmen.

Nied . Die jetzt allerorten von der Jugend geübte Unsitte , sich
an die vorüberfahrenden .Militärautos zu hängen , hak hier das erste
Opfer gefordert . Ter 12jährige Schüler Johann Gasser sprang aus
einen Krofttvagen , stürzte ad und wurde aus der Stelle von dem
Anhänger getötet.

Ems . In der Lahn fand man nahe d"r Brücke eine große An¬
zahl sehr wertvoller goldener Herren - und Damenuhrcn . Der
Fund rührt vermutlich von einem auswärts begangenen Dieb¬
stahl her.

Gri ' sheim . Nicht weniger als „vier " Lastautos waren zur
Heranschaffung der „Beute " de» aus dem Feld hrimgekehrten Osii-
zil' rstevoerrreters Sckmeider erforderlich . Als die Mengen W«l-
lener Decken. ncu °r Stiefel und Schuhe , Fleischkonserven u . dergl . m.
glücklich in der Wohnung verstaut waren , erschien der inzwischen
benachrichtigte Arbeiter - und Soldatenrat und beschlagnahmte die
gesamte Beute.

M " lnz . Dieser Tag fand hier eine Versammlung der christlichen
Gewerkschaften statt . Am Schlüsse der Tagung fand nachstehend;
Ent chließung einstimmige Annahme : „Die christlichen Gewerk¬
schaften' betrachten sich als ein »n Teil des Dolksganzen . Als solchen
Teil vertreten sie mit oller Enffchiedenheit in diesem Rahmen bie
Interessen ihrer Mitglieder des werktätigen Volkes . Wir ver¬
langen wahre Freiheit wirkliche Demokratie in unlcmem Staats¬
wesen . im Zusammenleben unserer Volksgenossen . Wir stellen uns
auf den Boden der taffächlick/en Verhältnisse und fordern mit alter
Enffchiedenheit , daß auch die christlich-nationale Arbelterbeweguug
und die übrigen Staatsbürger neben den revolutionären Gewalt¬
habern zur Mitarbeit herangezogen werden . — Mit aller Entschie¬
denheit fordern wir . daß die gegenwärtigen Machthaber sofort die
Watzlen zur konstituierenden Nationalversammlung vvrbereiten und
vornehmen lasten , weil die in der 5>auvt ' ach; einseittq gebildeten
A"beiLer- und Soldatenräte nicht als die Vertretung unseres ganzen
Volkes anerkannt werden können . Die Nationalversammlung soT
über die Zukunft und Gestaltung un 'cres Vaterlandes entscheiden. '
— Die christlich-nattönal gesinnten Arbeiter und Arbeiterinnen for¬
dern wir auf ^ endlich geschlossen den christlichen Gewerkschaften
beizutreten und ftir deren Grundsätze und Ideale emzutrelen ."

— Mainz . Fa chtng ln ernster , schwerer Zeit . Das In Er¬
wartung der durchmarschierenden Truvoen seit- Tagen besonders
lebhafte Straßenireiben Nimmt allmählich bier Formen an , die
jeden vernünftiq denkenden Menschen geradezu empören müssen.
Schulkinder nnd haibwüchsige Jungen ziehen vom frühen Morgen
dis in die dunkle Nacht hinein die Straßen lärmend auf und ab
und verraten dabei eine ganz und gar unangebrachte Ansgelassen-
heit und Roheit , die selbst d' e unsere Stadt durchwa " dernden feind¬
liche Kriegsgefangenen mit Kopf 'chütteln betrachten . Man be¬
gnügt sich schon nicht mehr mit den zu Pausenden allzu prahlerisch
zur Schau getragenen bunten Fäbncken . sondern waat sich nach und
nach auch immer ungenierter mit einxm richtigen karnevalistischen
Aul " utz auf die offene Straße . Mastenbast siebt . m " n Buben und
Mäd -fien mit bunten Pavierwedel " und Paviertüten auf dem

• Kopfe berumstolzreren : ja soaär mit Fcffchingsnajen markiert , konnte
? man die Ifigerd schon in dielen Tagen auf den verkebrereichsten

I , Straßen promenieren leben . Da 'ollte denn dockt mit aller Strenge
; dazwlchen gefahren werden , damit eine ernste , heilig » Sacke nicht
? zur Maskerade werde . Je ausgelassener unsere Freude über die

Heimkehr unserer brave " Truppen in diesen ernsten Tagen ist, um
so mebr verliert ste an Wert . Herzlich , aber ernst und würdig sol¬
len wir unsere Feldgrauen empfangen : das allein ziemt sich m dieser
schwe'-»n Zeit.

D - Sernst "?m. Die ,.lrranzvs »nf " rcktt" hot sich in Rbrinbessen
trotz ai ' er amtlichen Bernhioungs " ersuck>e nach immer nicht gelegt.
Aenastliche Seelen fürchten alles llnbeil an 5>ab und Gut , an Ehre

j und Leben von der kommenden feindlichen Belattung . In einzelnen
i Gemeinden sind ganze Schoren erwachsener Mätzchen zur Abreise
I zu Derwand ' en oder zur Anfnabme in Erziebunq »anstolten auf
l dem rechtsrheinischen Gebiet enffcklosten . Jetzt hat sich hier sogar
i ein Mann ans Franzosenfurckt das Leben genommen . Der Lvnd-
! wirt Wendelin Michel er 'ckoß sich aus Furcht vor der Besetzung
' seiner Heimat durch die Franzmänner.

k - ncrnK Der Bahnarbeiter Oestrich aus Oststeim wurde Sams-
taq früh -im Gelände des Nardbabn .hofeo wäbrend eine ? Wach-
ga " "e-> v" n räutzerntzem Gesindel erschossen, ein anderer Beamter
wurde schwer verletzt.

I



Aus Stadt , Kreis ».Umgebung.
Biebrich.

* Die Landwirtschaftskammer hält am Mittwoch wieder eine
Pferde - Versteigerung  ab . (Siehe heutige Anzeige.)

* gut  Frage der Äerlehrsoerdiudungen mit dem vom Verband
besetzter: Gebiet sei noch einmal darauf yingewiesrn, daß auch »er
Personen » und Güterverkehr ungestört aufrechterhalten wird.

" Wbna Lei den Wasfenstillftandroerhandlungen wurde von
dem gegnerischen Verhandlungelefter auf deutsch-« Anfrage klar ru ».
zrdrückr, baß sich dar Requisitionsrecht der Besatzungslruppen im
Lesetzten deutschen Gebiete lediglich auf Gegenstände bezieht, die für
im Unteren .t der Vesatzungsrruppen erforderlich sind und »atz
solche Requisitionen durch Vermittlung der deutschen Lokaibehörtzeu
erfolgen sollen.

w Die Kälte  der letzten Tage Hat recht unerwünscht früh ein¬
gesetzt. Es wurden hier in d« Nacht zum Samstag 7 Grad , in
der Nacht zum Sonntag sogar v Grad festgestellt. Ein großer Teil
der Feldfrüchte, besonders Kartoffeln, ist noch nicht eingebracht
und zwehellos hat die scharfe plötzliche Kälte viel Schaden ange¬
richtet, was umso bedauerlicher ist, als wir in diesem Winter ganz
besonders auf die restlose Ausnützung der Ernte angewiesen sind.
Ferner war einer großen Anzahl von Familien die Kohlcnein-
deckung noch nicht möglich, sodaß ihnen die frühe Kälte sehr unrr-
wünscht kommt. Aber auch unseren heimkehrenden Kriegern, die
setzt in andauernden Gewaltmärschen der Heimat zuschreiten, setzt
die Kälte schwer zu. Ta ist es erfreulich, daß es sich anscheinend nur
um eine vorübergehende Kältewelle handelt, denn seit heute ist ein
Umschlag zu verzeichnen, und das Thermometer zeigte heute vormit¬
tag nur noch 1—2 Grad Kälte. Hoffentlich trügt diese Aussicht
nicht.

* Treibriemendieb ermittelt.  Aus einem hiesigen
Fabrikbetriebe wurde kürzlich durch Einbruch ein Treibriemen ge.
stöhlen. Unserer Kriminalpolizei gelang es, den Täter zu ermitteln.
Es ist ein mit Zuch'haus vorbestrafter Arbeiter, der seit kurzem in
der betr. Fabrik arbeitet und in Wiesbaden wohnt. Die in dessen
Wohnung mit Hilfe der Wiesbadener Kriminalpolizei vorge¬
nommene Haussuchung förderte außer dem gestohlenen Treibriemen,
der bereits in Stücke zerschnitten war , noch andere zweifelsohne von
Diebstählen herrührende Gegenstände zu Tage. Der Treibriemen
wurde der geschädigten Firma wieder ausgehändigt . Der Täter be¬
stritt anfänglich hartnäckig die ihm zur Last gelegte Tat , beguemte
sich aber schließlich nachträglich zu einem Geständnis und gab an,
daß ein belgischer Arbeiter den Riemen von der Maschine abrre-Snitten und mit seiner Hilfe weggebracht habe. Der angeblicheittäter k«mrte nicht mehr ermittelt werden, da die hier arbeiten¬
den Belgier sämtlich abgereist sind. Der Täter kam in Hast und
wurde dem Amtsgericht Wiesbaden zugeführt.

* Wb Die preußische Regierung ordnete am 18. November fol¬
gendes an : Ergänzungs - und Ersatzwahlen zu Gemeindevertre¬
tungen, Stadtverordneten -Bcrsammlungcn (Bürgeroorstcher -Kol.
legien), Kreistagen (Amtsoerfammlungen ), Prooinzlallandtagen,
Vertretungen der Zweckverbände finden bis zu der bevorstehenden
gesetzlichen Regelung des kommunalen Wahlrechts nicht statt. Die
Mahlzeit für diejenigen Vertreter , für die die Ergänzungswcchlrn
nötig gewesen wäre , wird bis zu der nach der neuen gesetzlichen
Regelung erfolgten Wahl verlängert.

* Wb Die Reichsversichcrungsordnung steht bei Detriebsbs-
amten und ähnlichen Angestellten, Handlungs - und Apothekerge-
Hilfen. Lehrern , Erziehern , Bühnen - und Orchestcrmitgliedern sowie
Schiffern eine Höchstgrenze des jährlichen Arbeitsverdienstes vor,
über die hinaus sie der Krankenoersicherungspftichtnicht unterliegen.
Diese Grenze, die jetzt 2500 Mark beträgt, erweist sich bei den gegen-
wärtigen Teuerungsverhältnissen als durchaus unzureichend. Eine
Verordnung des Rats der Dokksbeauftragten setzt sie daher bis auf
weiteres auf 5000 Mark herauf. Gleichzeitig wird sie erst durch
die Reichsversicherungsordnung eingsführts Höchstgrenze des jähr¬
lichen Gesamteinkommens von 4000 Mark beseitigt, über die hinaus
eine freiwillige Selbstversicherung und Weiterversicherung bei Kran¬
kenkassen nicht fortbestehen durfte. Die neue Verordnung tritt
am 2. Dezember 1918, d. h. mit Beginn einer Arbeitswoche in Kraft.
Versicherungsberechtigte, die wäbrend des Krieges infolge Ueber-
fchreitsns der angegebenen Höchstgrenzen aus ihren Kaffen aus-
geschieden sind, können sich binnen sechs Wochen nach dem Inkraft,
treten der neuen Vorschriften zur weiteren freiwilligen Versiche¬
rung bei ihrer Krankenkafle melden. Die inzwischen ttotz Ueber-
schreitend der Höchstgrenzen tatsächlich fortgesetzte Mitgliedschaft
soll nachträglich nicht mehr angefochren werden. Die wieder oder
ireuversicherungspslichtigen Personen sind von ihren Arbeitgebern
rechtzeitig bei der Kaffe anzumelden: doch ist die erstmalige
Meldefrist bis zum achten Tage nach dem 2. Dezember 1918 ver¬
längert worden.

* Crlaß des Generals von der Marwitz.  Der
Oberbefehlshaber - der 5. Armee, General der Kavallerie von der
Marwitz richtete folgenden Erlaß an die Bevölkerung von Mainz
und der Rhernaegcnd: „Ich bin an der Spitze der 5. Armee am
Rhein eingeiroffen. Damit geht die militärische Kommandogewalt
in meine Hand über . Die ersten Fronttrupen werden heute den
Rhein erreichen. .Hinter mir folgen mehrere Hunderttausend
Mann braver deutscher Soldaten , die bisher' tapfer dem Feind die
Stirn geboten haben, und die ich auf Befehl der Oberften Heeres-
leftung und im Einvernehmen mit der Bolksregierung über den
Rhein zurückführen muß. Die Rückführung der Armee ist nur
möglich, wenn meinen Befehlen und Anordnungen bedingungslos
Folge geleistet wird . Ich muß verlangen , daß alle Behörden und
die Einwohner meinen Anordnungen über Marsch, Unterkunft und
Verpflegung der Truppe bis ins Kleinste unbedingt Folge leisten
werden. Wer dagegen verstößt, versündigt sich nicht nur an unse¬
rem Vaterlande , dem wir alle gleich dienen, sondern auch an dem
Wohl unserer tapferen Soldaten , die uns bisher vor dem
Schlimmsten bewahrt haben. Herrscht keine Ordnung, so steht di«
Armee und das schöne Land, durch die sie marsch'ert, unbedingt
in wenigen Tagen vor einer Hungersnot . Der Arbeiter- und Sol¬
datenrat hat sich bereit erklärt, mich in der Erhaltung von Ruhe
und Ordnima zu unterstützen. Ich bitte alle einsichtigen Bewohner
beiderlei Geschlechts und alle Kameraden, mich in meiner schwe¬
ren, dem Vaterlande und meiner Armee dienenden Aufgabe zu
unterstützen. Ich bin andererseits aber gewillt, mit allen mir zu¬
stehenden Rechten ' meinen Anordnungen Geltung zu verschaffen.
Das tapfere , aus Feindesland zurückkehrende Heer kann vyn der
Heimat verlangen , daß man ihm den Weg durch d-« Heimat mit
allen Mitteln ebnet. Nur auf diese Weise wird Deutschland vor'
einem völligen Zusammenbruch und einer Hungersnot bewahrtwerden können."

* Wb Amnestie im Reiche.  Der Justizminisker erläßt
folgende allgemeine Verfügung : Allgemeine Verfügung vom' 28.
November über die Gewährung von Straffreiheit : 1. Nach Ziffer
6 des Reichsgesetzes vom 12. November (R. Bl . S . 1503) ist für
alle politischen Straftaten Amnestie gewährt ; die wegen solcher
Straftaten anhängigen Verfahren sind niedergeschlagen. Nähere
Ausführungsanordnungen der Reichsleirung sind noch zu erwarten.
Schon jetzt werden d'e Strafvollstreckungsbehörden angewiesen,
Strafvollstreckungen wegen Straftaten , deren politischer Charakter
unbedenklich erscheint, alsbald zu unterbrechen und neue Voll¬
streckungsmaßnahmen wegen solcher Taten nicht mehr einzuleiten.
Die Strafverfolgurgsbehörden hoben Verfahren wegen Beschul¬
digungen der in Rebe stehenden Art nicht mehr zu betreiben und
Anträge auf Aufhebung anstehender Termine zu stellen. 2. Auch
wegen nicht pollttscher Sttafen ist ein Reichsgefetz über die Gewäh¬
rung von Straffreiheit zu erwarten . Schon jetzt werden die
Strafvollstreckungsbehörden angewiesen, eine Vollstreckung van
Mrafen , die nicht schwerer stnd als drei Monate Gefängnis , nicht
mehr einzuleiten und bereits angetretene Strafen von nicht mehr
Äs drei Monaten alsbald zu unterbrechen. DrpSpahn.

teilt« dein Erschreckten mit, daß man seine Mutter eben zu Grabe
getragen habe. Ter Unglückliche fand die Trauergemeinde noch
auf dem Kirchhof. Die Teilnahme mit dem Feldgrauen , Üesien
Heimkehr sich so tragt .ch gestaltet hatte, war allgemein.

Wb Berlin . Das Tarifamt der Deutschen Buchdrucker hat mit
Zustimmung des Tarifausschusies beschlossen, zur Regelung des Ufr-
deitsoerhältnisies einen besonderen Buchdruckerrat  zu
bilden, und zwar aus fünf Prinzipalen , fünf Gehilfen, einem Hilfs»
arbeiter und aus Mitgliedern des Tarifamtr . Seine Beschlüsse
haben für sämtliche Berufsangehörige verbindliche Kraft. Für de»
Uebergang zur Friedenswirtschaft wurden u. a. folgende Beschlüsie
gefaßt: Die regelmäßige tägliche Arbeitszeit beträgt ausschließlich }
der Pausen acht Stunden . Die bisherige Entlohnung bleibt auch
bei der kürzeren Arbeitszeit bestehen. Von den militärfrei werden- ■
den Gehilfen sind in jeder Druckerei in erster Linie die früher be- >
chäftigten Gehilfen einzustellen. Dle Vermittlung von Kriegs»«- j
chödigien, soweit dieselben noch im Berufe tätig sein können, er- *
olgt von setzt ab ebenfalls durch unsere Arbeitsnachweise. Flip ;

alle in diesen Beschlüssen nicht besonders behandelten Angelegen¬
heiten aus dem Arbeitsverhältnl » gelten die Vorschriften der deut¬
schen Buchdruckertarif«.

Fsuesie Mchnchierr.
Berlin,  den 25. November 1918.

Heute wird,  wie die „Deutsche Allgemeine Zeitung " schreibt, 1
das Reich zum ersten Mal wieder in sichtbare Er- '?
s che i n u n g treten . Die Einladung der Reichsregierung vereint I
die Vertreter der deutschen Freistaaten im Kongreßsaal des Reichs- :
kanzlerpalais , um, wie der Volksbeaustragte Ebert an den hessischen
Ministerpräsidenten telegraphierte, zum Ausdruck .zu bringen, daß j
sie weit davon entfernt ist, die Einzelstaaten auszuschalten, vielmehr t
aus engste Zujammenarbeit mit ihnen bei der Wiederausrtzhtung ;
des Reiches Wert lege. Mehrheitsbeschlüssesind nicht zu erwarten . <
Aber in solchen liegt auch nicht der Wert der Freistaatenkonferenz, ;
die vor allem die Ausgabe hat, den Zugehörigkeitswillen :
der Deutschen  zu dokumentieren in dem Augenblick, da der !

! Zerstückelungswille unserer Gegner so übermächtig ist, daß die Am- ?

I*rechterhaltung des Waffenstillstandes zweifelhaft geworden ist. Daß;die Nationalversammlung , das vornehmste Mitte ! zur Reichsre- ,
gierung, wie Ebert jagt, an erster Stelle der Erörterung stehen f

jf wird, ist sicher. Ebenso ist eine Erörterung der terroristischen Er - j
i scheinungen zu erwarten. Aber auch Ernährungs- und Transport- 1

Probleme, Demobllisterungs- und sonstige Lebensfragen für ganz >
Deutschland werden eingehend zu behandeln sein. {

Wie der „Berliner Lokal-Anzeiger" meint, dürfte die Reichs » )
regierung  ein politisches und wirtschaftliches Programm vör- jj
legen, das, den Derhältnisien errspreck>end, zunächst nur einen i
Uebergangscharakt'er trage, sich jedoch bereits in der Richtung der jfeplanten Sozialisierung bewege. Essei nicht ausgeschlos-)en , daß die Nationalversammlung in Frankfurt 1
a. M . zusammen treten werde. -

Aufruf an die Arbeiter- und Soßwtenräfs Deutschland».
Wbna Berlin,  23 . November. An die Arbeiter- und Soft

datenräte Deittschlands. Genossen! Kameraden! Vor zwei Ws - ,
chen habt Ihr der Freiheit eine Gasse geöffnet. Euren Mut , Eure
revolutionäre Tatkraft haben das alte System, die Militärdiktaiur
und den mittelalterlichen Monarchismus zertrümmert . Es gilt, die
Errungenschaften der Revolution zu sichern und auszubauen . Jetzt
gilt es, die Mächte der Gegenrevolution, die- nach dem ersten :
Schrecken aus ihren Winkeln herauskriechen, niederzuhalten. Der \
Dollzugsrat der Groß -Derliner Arbeiter- und Soldatenräte er-
dlickie in dem Sturm und Drang der ersten Revolutionstage seine
Aufgabe darin , eine Regierung von Bolksbeauftragken zu ,chaffen,
die die Leitung und Verwaltung des neuen republikanischenSlaats-
wesens in Deutschland und Preußen zu übernehmen hat» . Der
Vollzugsrat der Groß-Berliner Arbeiter- und Soldatenräte matzt
sich aber keine Diktaturgewalt über die Arbeiter- und Sokdatenräre
Deutschlands an . Er ist vielmehr der Meinung , daß nur durch
eine feste Zusammenfassung aller deutschen Arbeiter- und Soldaten-
rüte die Errungenschaften der Reoolutton gesichert werden können.
Mißttauen und Mißverständnisse drohen in das Gefüge der deut¬
schen Arbeiter - und Soidatenrätr einen Kell zu tteiben. Bestre¬
bungen sind im Gange, das Reichsgebiet zu zerschlagen und die un¬
heilvolle mittelalterliche Kleinstaaterei in neuer Form wieder ein¬
zuführen. Die Verwirklichung der großen demokratischen und
sozialistischen Ziele verlangt aber die Erhaltung eines großen deut-
jchen Wirtschafts- und Sprachgebietes . Der Vollzugsrak der Groß-
Berliner Arbeiter- und Soldatsnräte will keine feindselige Trennung
zwischen Nord und Süd . Er will, daß das befreite Deutschland
der Schwierigkeiten, die mit dem Friedensschluß verbunden sind,
Herr werde. Er will, daß die Demobilisierung sich in geordneten
Bahnen vollzieht, daß die Gefahren, die der Dolksernährung drohen,
glatt und ohne Reibung beseitigt werden. Diese Aufgaben können
nur erfüllt werden durch ein harmonisches Zusammenarbeiten aller
Arbeiter - und Soldatenräte Deutschlands. Die bisherige Tätigkeit
des Vollzugerates von Groß-Berlin stellt ein Provisorium dar , das
so schnell wie möglich auf eine breitere Grundlage gestellt werden
muß. Solange eine gesetzgebende Versammlung nicht das letzt«
Wort über die Verfassung und Neuordnung des republikanischen
Deutschlands gesprochen hat, niüssen die Arbeiter, und Soldatenräte
den Willen des deutschen Volkes zum Ausdruck bringen. Wir for¬
dern Euch deshalb auf, so schnell wie möglich zu einer Delegierten-
oersammlung in Berlin zusammenzutrewn. Schnell handeln tut
not. Es ist daher nicht möglich, ein einheitliches, allgemein gül¬
tiges Wahlsystem vorzuschlagen. Wir empfehlen vielmehr, aus den
zurzeit bestehenden Arbeiter- und Soldatenräte, ! Delegierte zu wäh¬
len und nach Berlin zu senden. Die Telegiertenverjammlung darf
im Höchstfall nur 500 Mitglieder umfassen. Unter Zugrundelegung
der Dolk-zählungsergebnisfe vom Jahre 1810 würde auf rund
100 000 Seelen ein Delegierter kommen. Für die noch bestehenden
großen Heereroerbände fft auf je 106 000 Mann etu Delegierter
zu wählen . Wir empfehlen, bei den Wahlen die Verhält !,iszahlen
der in dem Bezirk vertretenen Arbeiter und Soldaten zu berück¬
sichtigen. Wir schlagen Euch vor, di« Delegierienversammlun-g spä-
testens am Montag , den 16. Dezember dieses Jahres im Sitzung- ,
saal des preußischen Abgeordnewnhau es zu Berlin zuiammentrr-
ten zu lassen. Ihre Aufgabe würde sein, di« Wahl ein«s provi¬
sorischen Zentralrates der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands
oorzunehmen, die Ausarbeitung eines für alle deutschen Ärbeiter-

> und Soldatenräte maßgebenden Wahlsystems zu übernehmen, eine
Entschließung über die künftige gesetzgebende Versammlung zu
fassen und zu sonstigen politischen Fragen Ltellung zu nehmen.

Genossen! Kameraden ! Laßt uns einmütig handeln . Nehmt
unseren Vorschlag an . Führt so schnell wie möglich die Wahlen
durch. Ihr habt die Revolution gemacht. Laßt uns auch gemein-
sam ihre Früchts ernten.

Der Lollzugsrat des Arbeiter - und Zoldatenrats Groß Berlin.
Richard Müller . Moltenüuhr.

Für die Ostfront.
Bergmann . Georg Maier . Saar.

Ende dsr Daterlandsparlei.
Berlin,  25 . November. Die Deurschs Vaterlandspartci ver¬

öffentlicht eine Erklärung daß sie ihre bisherige Tätigkeit einstelle.
„Der Stern , dem wir folgten, ist niedergegangen", heißt es in der
Erklärung.

M '.lscm cm Bord des „Kaiser Wilhelm".
Wil 'on wird sich am 4. Dezember an Bord des jetzt „Agamem¬

non" genannten , früheren deutschen Dampfers „Kaiser Wilhelm"
einschiffen. Er wird während seiner achttägigen Pariser Anwesen- ,
heit den Palast des Prinzen Murat bewohnen.

Bermischies.
Kör». Der Sohn einer Familie in Köln-Kalk traf mit de»

Truppen von der Westfront hier ein. Seit 3 Monaten hatte man
nicht» mehr von ihm gehört, was namentlich seiner kränklichen
-Mutter sehr zu Herzen gegangen war . Cr eilte ine Elternhaus und
-ging leise die Treppe hinauf , um sein« Mutter zu überraschen.
Die Tür der Wohnung war «der verschlossen. Eine Hausbewohnerin

Trauerkränze
ta Mm Ausführung und jedem Preis, sowie sSmftichr Blvmr
tricuta fertig! geschmackvoll au g

Blumengeschäft Louis(Sofia,
StrsrtfW7t

Verordnung.
Stuf Grund der Verordnung des Staatssekretär » d» Krtegs»

ernährungsamts vom 11. September 1918 (R.-G.-Bl . €>. 1109) über
die Preise für Margarine und der dazu ergangenen Aurführungs-
besttmmungen der Reichsstelle für Speisefette vom 20. September
1918 wird hiermit für den Umfang de» Landkreises Wiesbaden fol¬
gendes bestimmt:

8 *-
Der Höchstpreis für den Verkauf von Margarine im Klein¬

handel wird auf 4,02 Mark je Kilogramm festgesetzt.8 2.
Di<e Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in

Kraft.
Wiesbaden, den 9. November 1918.

Namens des Kreisausfchusie».
Der Vorsitzende.

von Heimburg. __ ___

Ausgabe von Kriegsttotgerd.
Der Bezirksverband des Regierungsbezirks Wiesbaden

hat die Ausgabe von Kriegsnotgeld in Gutscheinen von
Jl  5 .—, Jl 10.—, M 20.— und Ji 50.— beschlossen.

Die Ausgabe der Gutscheine erfolgt durch die Nasiauisch«
Landesbank.

Vom 22. d. Mts . ab gelangen zunächst die Gutscheine
zum Betrags von JL 50.— in den Zahlungsverkehr . Die Gut¬
scheine tragen folgenden Aufdruck:

Bezirksverband des Regierungsbezirks Wiesbaden.
Gutschein

über
Fünfzig Mart.

Dieser Gutschein wird spätestens am 1. Februar 1919 zur
Einziehung und Einlösung unter Bekanntgabe des Berfall-
termins aufgerufen.

Tie Einlösung erfolgt bei den Kaffen der
Nasiauischen Landesbank

(Hauptkasie und Landesbankstcllen).
Wiesbaden, den 4. November 1918.

Der Landesausschuß. Der Landeshauptmann in Nassau.
Dr. o. Ibell . Dr. Alberti . Krekel.

Der Aufdruck der Jl  50 .— Scheine ist auf der Vorder¬
seite in olivgrüner Farbe hergestellt. Darunter befindet sich
ein Unterdrück mit dem Wappen de« Bezirksverbandes in
roter Farbe . Die Hinterseite zeigt in olivgrüner Farbe im
Mittelfeld das Wappen des Bezirksverbandes. Beide Seiten
find mit einem Grunddruck in grauer Farbe versehen. Das
Papier enthält ein Wasserzeichen.

Wiesbaden , den 19. November 1918.
Direktion der Ikaffauischen Landesbank.
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Dsntist des Wiesbadener Beamten-Vereins

Die Llwdwirtscherirskamnrer
für d n Neg . B ztrk WirsdsZden
läßt am Mittwoch, den 27. ds. Mts „ vorm. 19 Uhr. vor der Renn-
bahn in Erbcnheinm bei Wiesbaden etwa

20 Pferde
meistbietend gegen Barzahlung versteigern.

Zu den Aersteigerungen haben nur solche Landwirte und Ge¬
werbetreibende Zutritt , die durch eine amtliche-Bescheinigung Nach¬
weisen können, daß sie Zugvieh benötigen.

Schecks können nur dann angenommen werden, wenn sie «inen
ordnungsgemäßen , mit Stempel und 2 UMerfchristen versehenen
Vermerk der Bank tragen , daß der Aussteller über ein Bankgut¬
haben verfügt, das mindestens den Kaufpreis für die zu kaufenden
.Pferde deckt.

Karbid-
Lampen

sind in grober Buswahl
ei' g -troffen

Marlin Decker,
llkcuticbr

NSümaichinettaeieUschatt
Wissdadcn,

. Nruaaffe *6.
<#de Marktstraße.

tfrnformen von
Velour-

Saar - mb UMtea
auf neueste Formen, llmardeii«
von Samchüleu in bester W,:s»
iühmng. Ä

Jenny Matter,
Damenv «« .

Wiesbate «,
mmirrn  11. Lck. MSI.
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